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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Mit dem Postulat «Der 12. September, ein Feiertag der modernen Schweiz!» forderte
Heinz Siegenthaler (bdp, BE) im Sommer 2018 vom Bundesrat, zu prifen, ob der 12.
September als Feiertag auf eidgendéssischer Ebene eingeflinrt werden kénne.

Am 12. September, so Siegenthaler, solle jeweils die Inkraftsetzung der ersten
Bundesverfassung von 1848 gefeiert werden. Von nationaler Bedeutung sei dies, da an
diesem Tag in der Schweiz «hochgeschatzte Glter wie direkte Demokratie, Rechtsstaat,
Gewaltenteilung oder der Foderalismus» geboren worden seien. Damit wirde man der
modernen Schweiz Rechnung tragen.

Der Bundesrat anerkannte in seiner Antwort die historische Bedeutung des Datums fur
die Schweiz zwar, empfahl aber die Ablehnung des Postulats, da der 12. September
nicht das einzig relevante Datum flr die moderne Eidgenossenschaft sei. Auch sei der
Erste August bestens in der Bevolkerung akzeptiert und verankert. Der Bundesrat
verwies auch auf die Argumentation, mit welcher er bereits 2009 eine &hnliche Anfrage
von Margret Kiener Nellen (sp, BE) beantwortet hatte.

Letztlich schien das Postulat zu wenig Prioritat zu geniessen: Am 19. Juni 2020 wurde es
nach zwei Jahren wegen Nichtbehandlung abgeschrieben.

Rechtsordnung
Kriminalitat

Der Bundesrat soll prifen, mit welchen rechtlichen, technischen und sonstigen
Massnahmen verhindert werden kann, dass Kinder und Jugendliche zur Herstellung
von kinderpornografischem Material erpresst oder angeleitet werden. Der Nationalrat
Uberwies ein entsprechendes Postulat Quadranti (bdp, ZH), das zwischenzeitlich von
Heinz Siegenthaler (bdp, BE) GUbernommen worden war, in der Wintersession 2019
stillschweigend. ?

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Auch 2014 kam es im Parlament zu einigen Mutationen. Insgesamt wurden im
Berichtsjahr elf neue Parlamentsmitglieder vereidigt. Tragisch war dies im Falle beider
Sténderate aus dem Kanton Glarus. Fir den 2013 lberraschend verstorbenen Pankraz
Freitag (fdp, GL) und den 2014 zurlickgetretenen und kurz darauf aufgrund seines
Krebsleidens aus dem Leben geschiedenen This Jenny (svp, GL) wurden in Ersatzwahlen
Thomas Hefti (fdp, GL) und Werner Hésli (svp, GL) als Nachfolger bestimmt (vgl. Kapitel
e, Wahlen). Gleich vier Nationalrdte rutschten aus dem Kanton Zurich nach: Christoph
Blocher (svp, ZH) und Hans Kaufmann (svp, ZH) wollten eigentlich jlngeren SVP-
Mitgliedern Platz machen, aber Ernst Schibli (svp, ZH; Jahrgang 1952), der 2011 nach 10
Jahren nicht mehr in den Nationalrat gewahlt worden, aber erster Ersatz auf der SVP-
Liste war, entschied sich flir eine Ruckkehr nach Bern. Fur Blocher rutschte dann
freilich der 15 Jahre jingere Thomas Matter (svp, ZH) nach. Markus Hutter (fdp, ZH) trat
zurick, weil er sich seinem Unternehmen widmen wollte. Flr ihn kam Beat Walti (fdp,
ZH) zum Handkuss. Der zweite neue Zircher FDP-Vertreter war Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH). Er wurde Nachfolger von Filippo Leutenegger (fdp, ZH), der in die Zlrcher
Stadtexekutive gewahlt wurde. Auch der ehemalige Prasident der FDP, Fulvio Pelli (fdp,
TI) hatte seinen Ricktritt eingereicht und machte Platz fir Giovanni Merlini (fdp, Tl). Der
flnfte Abgeordnetenaustausch fir die FDP wurde zwischen Pierre-André Monnard (fdp,
NE) und Laurent Favre (fdp, NE) getétigt. Favre war bei Ersatzwahlen in die Neuenburger
Regierung gewéahlt worden. Neben Blocher, Jenny und Kaufmann trat flr die SVP mit
Caspar Baader (svp, BL) ein weiteres Schwergewicht zurlck. Er wurde durch Christian
Miesch (svp, BL) ersetzt. Die SP - Rebecca Ruiz (sp, VD) rutschte fir Josiane Aubert (sp,
VD) nach - und die BDP - mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) fir Ursula Haller (bdp, BE) -
hatten je eine Mutation vorzunehmen. Die 49. Legislatur war damit bis Ende 2014
bereits von 24 Wechseln gepragt. Fast jeder zehnte Sitz im nationalen Parlament wurde
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damit ausserhalb der reguldren Wahlen getauscht. *

In der Herbstsession wurde mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) ein neues Ratsmitglied
vereidigt. Der bereits 2014 schon einmal fir Ursula Haller (bdp, BE) nachgerutschte
Berner mit Jahrgang 1955 trat den Sitz des zurlickgetretenen Urs Gasche (bdp, BE) an.
Die BDP-Rochade war die flinfte Mutation in der 50. Legislatur. Gasche hatte Mitte Juni
seinen Rlcktritt angekiindigt. Er sei 31 Jahre lang in der Politik gewesen und nun wolle
er seiner Familie mehr Zeit widmen. Die gleiche Begrindung hatte Gasche bereits 2009
bei seinem Rucktritt aus dem Berner Regierungsrat angegeben. Allerdings sprang er flr
die von ihm mitgegrindete junge BDP in die Bresche, liess sich flr die
Nationalratswahlen 2011 aufstellen und gewann einen Sitz. Mit Gasche verliere die BDP
ein wichtiges Aushangeschild, urteilte der Tagesanzeiger. Mit dem nur wenig jingeren
Siegenthaler, der 2015 nicht wiedergewahlt worden war, kénne auch nicht von einer
Verjlngung gesprochen werden, welche die Partei eigentlich nétig hatte.

Wahlen
Kantonale Ersatzwahlen

Die 2013 bei den Gesamterneuerungswahlen gehorig durcheinander geschuttelte
Neuenburger Regierung - gleich zwei der funf Bisherigen wurden damals abgewéahlt -
kam auch 2014 nicht zur Ruhe. Yvan Perrin (svp), der 2013 als erster Vertreter der SVP in
die Neuenburger Regierung gewéhlt worden war, musste sich Anfang Marz wegen
Anzeichen eines Burnouts und aufgrund von erneuten Alkoholexzessen behandeln
lassen. Im Juni musste der ehemalige Nationalrat wegen Depressionen und Erschépfung
erneut in ein Spital eingewiesen und krankgeschrieben werden. Die Regierungskollegen
drickten Perrin ihr Mitgeflihl aus und betonten, dass die seit Beginn der Legislatur
spurbare positive Dynamik in der Regierung nicht geféhrdet sei. Wenige Tage spater
erklarte Perrin allerdings seinen Riicktritt. Es sei ihm nicht mehr mdglich, das Amt
serids auszulben. Damit |6ste er sein vor den Wahlen 2013 gemachtes Versprechen ein,
zurlckzutreten, falls er wieder einen Ruckfall erleide. Regierungsratsprasident Alain
Ribaux (fdp) zeigte sich einerseits erschittert ob des Ausmasses der Krise von Perrin,
war aber andererseits auch erleichtert, weil die Situation fir die Regierung schwierig
war. Es musste also eine weitere Ersatzwahl - die dritte innert vier Jahren - anberaumt
werden. Die SVP kindigte an, den bei den Wahlen 2013 von der FDP eroberten Sitz
verteidigen zu wollen. Nominiert wurde Nationalrat Raymond Clottu, der sich bereits
rund sechs Tage nach dem Ruicktritt Perrins via Sonntagspresse ins Gesprach brachte.
Clottu war 2013 nach der Wahl Perrins fur diesen in den Nationalrat nachgerutscht und
wollte nun auch den Regierungssitz von seinem Parteikollegen erben. Aber auch die
FDP bekundete Interesse und auch sie trat mit einem amtierenden Nationalrat an: Ende
Juni wurde Laurent Favre nominiert, der den Neuenburger Freisinn seit 2007 in Bern
vertritt. Weil Favre als erfahrener und bekannter Politiker eingeschatzt wurde - seine
Arbeit in der Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie pradestinierte ihn
zudem nachgerade fir die Ubernahme des freien kantonalen Departements fir
Raumplanung und Umwelt - und weil er fur die Linke wohl eher wahlbar war als Clottu,
galt der Freisinnige als Favorit. Zudem wurde Favre von der CVP und der BDP
unterstitzt. Weder die SP noch die Griinen gaben hingegen eine Empfehlung ab. Die
SVP warnte davor, sie wieder zur reinen Oppositionspartei zu machen. Dies wlirde nach
den turbulenten Jahren den aktuellen Konsolidierungskurs gefahrden. Zudem verflige
Clottu als Geschéftsfihrer eines Treuhandblros Uber Fihrungserfahrung. Die Karten
verschlechterten sich fir die SVP zusétzlich, weil mit Karim-Frédéric Marti ein
Sprengkandidat aus den eigenen Reihen antrat. Tatsachlich stand die Neuenburger SVP
nicht geschlossen hinter Clottu. Marti kritisierte, dass Clottu einen zu wenig
enthusiastischen Wahlkampf betreibe. Die Parteiflhrung reagierte vehement gegen den
wild antretenden Marti. Um einen Eklat und einen Parteiausschluss zu verhindern,
wurde Marti auf dem Wahlzettel ohne Parteizugehorigkeit aufgefiihrt. Als vierter
Kandidat trat der Parteilose Thomas Wroblevski an, der das Amt allerdings gar nicht
Ubernehmen wollte. Der Schauspieler gab bekannt, fur all jene zu kandidieren, die
keinen der Anwaérter Uberzeugend fanden, also sozusagen fur jene antrete, die sonst
eine leere Stimme abgeben wurden. Leere Stimmen werden im Kanton Neuenburg nicht
fir die Bestimmung des absoluten Mehrs addiert, wogegen Wroblevski protestieren
wollte. Wirde er allerdings gewahlt, wirde er sofort zurlcktreten und die Wahlen
mussten noch einmal neu angesetzt werden.

Soweit kam es jedoch nicht. Im Gegenteil machte Laurent Favre das Rennen bereits im
ersten Wahlgang mit Uberraschender Deutlichkeit: Nicht weniger als 67,8% aller

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
MARC BUHLMANN

Stimmen wurden fir den Freisinnigen abgegeben (34'427 Stimmen), der damit das
absolute Mehr von 25'402 Stimmen deutlich tUbertraf. Raymond Clottu lag mit 16,6% der
Stimmen abgeschlagen auf Platz 2 (8'441 Stimmen). Auch die 2'477 Stimmen von Karim-
Frédéric Marti (4,9%) hatten Clottu wahrscheinlich nichts gebracht, lag der wilde
Kandidat doch sogar noch hinter dem Parteilosen Thomas Wroblevski, der 5'458
Stimmen holte (10,7%). Die Wahlbeteiligung lag bei 40,2%. Der Wahlausgang wurde eher
als Niederlage flr die SVP denn als Sieg flur die FDP gewertet. Zumindest in Teilen der
Presse wurde der Sitzverlust auch mit der fahrlassigen Strategie der SVP begrindet.
Einerseits habe es die Volkspartei versdumt, Perrin trotz dessen bekannter
Gesundheitsprobleme bereits 2013 an der Kandidatur fur den Regierungsrat zu hindern.
Die SVP habe hier ihre personelle Sorgfaltspflicht vernachlassigt. Andererseits habe die
wilde Kandidatur von Marti gezeigt, dass innerhalb der Partei nicht alle am gleichen
Strick ziehen wdirden. Darlber hinaus hatte sich der Grinder und ehemalige
Parteiprasident der Neuenburger SVP - Walter Willener - in der Presse sehr
wohlwollend Uber Laurent Favre gedussert. Nach nur einem Jahr Regierungsbeteiligung
musste die SVP also ihren Neuenburger Regierungssitz bereits wieder rdumen und der
Staatsrat bestand neu aus drei SP und zwei FDP-Ré&ten. In den letzten 20 Jahren waren
im Kanton Neuenburg damit nicht weniger als 21 neue Regierungsvertreter gewahlt
worden. Fur Favre rlckte Pierre-André Monnard in den Nationalrat nach.

Noch wéahrend des Wahlkampfes wurde das Urteil gegen den ehemaligen freisinnigen
Regierungsrat Frédéric Hainard verkindet, dessen erzwungener Ricktritt 2010 am
Anfang der turbulenten Neuenburger Legislatur gestanden hatte. Hainard wurde wegen
Amtsmissbrauch, Notigung und Urkundenfélschung angezeigt. Die Affare Hainard hatte
insofern ein weiteres Nachspiel, als sich die Neuenburger Bevélkerung Ende November
mit  Oberwaltigendem  Mehr von  90,6%  fur die Einflhrung eines
Amtsenthebungsverfahrens aussprach. In Zukunft kénnen drei Viertel des Grossen
Rates einen amtierenden Staatsrat abwahlen. Die ,Lex Hainard™ war die erste dieser Art
in der franzésischsprachigen Schweiz. °

Eidgendssische Wahlen

Bei den Nationalratswahlen 2015 im Kanton Bern buhlten 567 Kandidierende auf 26
Listen um die 25 Nationalratssitze. Damit hielt der Trend des zunehmenden Interesses
an einem Mandat auch im Kanton Bern an - 2011 waren es 545 Kandidierende, 2007 lag
die Zahl bei 514 und bei den Wahlen von 2003 bei 462. Die Anzahl der Listen war im
Vergleich zu 2011 (28 Listen) allerdings etwas zuriickgegangen. Fast zwei Flnftel der
Kandidierenden waren Frauen (37.4%). Das Interesse an einem der Berner Mandate
schien vor allem bei Jungen gross zu sein: Noch nie, seit dieser Wert erhoben wird
(2003), lag der Altersschnitt der Bewerberinnen und Bewerber so tief wie 2015 (39.5
Jahre). Das jugendliche Interesse lasst sich auch daran ermessen, dass nicht weniger als
sieben Listen von Jungparteien stammten: Die SVP, die SP, die FDP, die Grunen, die
GLP und die EVP fuhrten neben der Hauptliste auch eine Jugendliste. Die SP portierte
Kandidierende zudem auf einer Frauen- und einer Méannerliste und trat mit einer Liste
mit  Frankophonen auf. Auch die Grinliberalen prasentierten mit einer
Unternehmerliste neben der Haupt- und der Jugendliste eine dritte Auswahl. Die CVP,
unter dem Label ,Die Mitte”, und die EDU traten ebenfalls mit jeweils zwei
verschiedenen Listen an. Komplettiert wurde der Reigen mit der PdA, der Piratenpartei,
den SD, dem Alpenparlament und einer Einerliste.

Wie in zahlreichen anderen Kantonen wurde auch im Kanton Bern eine
Listenverbindung auf der linken Seite vereinbart - allerdings nur zwischen SP und GP,
also ohne die PdA. In der Mitte schlossen sich die BDP, die GLP, die CVP und die EVP
zusammen. Die SVP verband sich mit dem Alpenparlament (AP), einer Gruppierung aus
dem Berner Oberland, die von ehemaligen Schweizer Demokraten organisiert wird. In
der Presse wurde gemutmasst, dass die Verbindung der SVP mit dem etwas dubiosen
Partner ein Freundschaftsdienst sei, weil sich das AP jeweils hilfreich beim Sammeln
von Unterschriften fir SVP-Initiativbegehren zeige. Ganz rechts verbanden sich die EDU
und die SD. Keine Verbindung ging die FDP ein.

Die Wahlen in Bern verhiessen auch deshalb Spannung, weil der Kanton einen Sitz
weniger zugesprochen erhielt als noch bei den Wahlen 2011. Im Vorfeld der Wahlen
wurde dartber spekuliert, welche Partei diesen Sitz am ehesten verlieren wirde. Am
verletzlichsten schienen die Grunen, die ihren 2011 eroberten dritten Sitz einem
Uberhangsmandat verdankten. Erschwerend kam fir die GP hinzu, dass zwei ihrer drei
Mandate erst kirzlich neu besetzt worden waren. Aline Trede (gp, BE) hatte die in die
Berner Stadtregierung gewahlte Franziska Teuscher (BE, gp) 2013 ersetzt und Christine
Hasler (gp, BE) war gar erst seit 2014 fur Alec von Graffenried (gp, BE) nachgerutscht.
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Hasler wurde gleichzeitig auch als Standeratskandidatin portiert; somit - so mutmasste
die Presse - sollten ihre Chancen verbessert und ihre nur kurze Erfahrung im Parlament
wett gemacht werden, damit der dritte Sitz der Grinen verteidigt werden kénne. Fur
Wirbel um die GP hatte zudem die Nicht-Nomination des ehemaligen Zuger
Nationalrates Jo Lang geflihrt, der mittlerweile in Bern wohnte. Zittern musste auch die
BDP, die bei den kantonalen Wahlen 2014 zu den grossen Verliererinnen gehort hatte
und grosse Wahlerverluste hinnehmen musste. Nicht wenige vermuteten, dass dies die
BDP auch bei den eidgendssischen Wahlen mindestens einen Sitz kosten werde. Auch
die Burgerlich-Demokraten hatten zudem kurz vor Legislaturende noch einen
Mandatswechsel zu verzeichnen: Heinz Siegenthaler (bdp, BE) war Ende 2014 fir Ursula
Haller (bdp, BE) nachgerutscht. Fur die bei den Grossratswahlen erfolgreiche SVP
konnte sich das fehlende Mandat ebenfalls negativ auswirken, war sie doch die einzige
Partei, die gleich zwei Rucktritte verkraften musste. Rudolf Joder (svp, BE) durfte wegen
parteiinterner Amtszeitbeschrankung nicht mehr und Jean-Pierre Graber (svp, NR), der
2015 fur Hansruedi Wandfluh (svp, BE) nachgerlckt war, wollte nicht mehr antreten.
Freilich gingen die meisten Beobachter davon aus, dass die SVP eher wieder zulegen
werde. Fur Wirbel sorgte kurz vor den Wahlen der angekindigte Rucktritt zweier SP-
Regierungsréate, der kantonale Ersatzwahlen ndétig machte, die flr 2016 vorgesehen
waren. Weil durch einen der beiden Rucktritte der so genannte Jurasitz frei wurde,
wurde spekuliert, ob die Besetzung der ersten beiden SVP-Listenplatze mit zwei
Bernjurassiern eine Referenz an den franzdsischsprachigen Kantonsteil darstelle. Fur
Schlagzeilen sorgte zudem die Negativkampagne einer aus burgerlichen Politikern
bestehenden ,Interessengemeinschaft Arbeitsplatze im Berggebiet (IG AIB)”, die gegen
die SP-Nationalrétin Margret Kiener Nellen (sp, BE) gerichtet war. Kiener Nellen war
2014 wegen legaler Steuerdeals in den Fokus der Medien geraten.

Als Wahlsiegerin im Kanton Bern konnte sich die SVP feiern lassen, die einen Sitz
gewinnen und ihren Wahleranteil wieder weit tber 30% anheben konnte. Mit den 33.1%
(2011: 29.0%) Wéhleranteil und den neun Sitzen (2011: 8) war die Volkspartei in Bern
wieder fast so stark wie vor der Abspaltung der BDP (2007: 10 Sitze und 33.6%). Mit
Manfred Buhler (svp, BE) wurde nach vierjahrigem Unterbruch wieder ein Bernjurassier
in den Nationalrat gewéahlt. Dass dies 2011 erstmals nicht mehr der Fall gewesen war,
hatte einige Diskussionen und Vorstdsse um die adaquate Vertretung von sprachlichen
Minderheiten im Nationalrat ausgelost. Der Sitzgewinn der SVP ging auf Kosten der BDP,
die einen Sitz abgeben musste. Es war just der Sitz des erst jlingst nachgerutschten
Kantonalprasidenten Heinz Siegenthaler, der damit abgewahlt wurde. Die BDP verflgte
neu Uber 3 Sitze und weiss noch 11.8% der Wahlerschaft hinter sich (2011: 14.9%). Zu
den Verlierern gehorten auch die Grunen, die mit der Abwahl von Aline Trede fur den
Mandatsverlust des Kantons Bern bezahlten. Der Verlust von 0.9 Wéhlerprozenten (neu
8.5%) war zu gross, um den Sitz halten zu kdnnen. Dass Aline Trede und nicht Christine
Hésler abgewahlt worden war, wurde auch auf die - erfolglose - Standeratskandidatur
von Hasler zurlckgefuhrt. Die restlichen Parteien konnten ihre Sitze mit dem bisherigen
Personal halten: Die SP blieb mit é Sitzen und 19.7% Wahleranteil (2011: 19.3%)
zweitstarkste Partei. Auch die FDP (9.3%; 2011: 8.7%), die GLP (6.0%; 2011: 5.3%) und
die EVP (4.3%; 2011: 4.2%) konnten ihre Wé&hlerbasis zwar leicht verbreitern, blieben
aber auf je zwei (FDP, GLP) bzw. einem Mandat (EVP) sitzen. Die GLP musste lange
zittern, bis die Verteidigung dieses zweiten Sitzes unter Dach und Fach war, und die
FDP trauerte mit Blick auf die anderen Kantone einer verpassten Chance nach. Die
Presse mutmasste, dass die Stdnderatskandidatur der als eher linksliberal geltenden
Claudine Esseiva (BE, fdp) ein Fehler gewesen sei. Allerdings verteidigte Christa
Markwalder (fdp, BE) ihren Sitz trotz negativer Presse im Vorfeld der Wahlen aufgrund
der so genannten Kasachstan-Affare relativ souveradn. Abgeschlagen waren die EDU
(2.8%) und die CVP (1.8%), die ihre 2007 verlorenen Sitze erneut nicht zurlickerobern
konnten. Mit der Abwahl von Aline Trede (gp, BE) wird der Kanton Bern noch von 10
Frauen vertreten (2 SVP, 3 SP, 0 BDP, 1 FDP, 2 GP, 1 GLP, 1 EVP). Die Wahlbeteiligung lag
im Kanton Bern mit 49.1% etwas tiefer als noch vor vier Jahren (50.4%). ¢

Obwohl der Kanton Bern aufgrund seines unterdurchschnittlichen
Bevolkerungswachstums bei den Nationalratswahlen 2019 schon zum zweiten Mal in
Folge ein Mandat in der Grossen Kammer abgeben musste, bewarben sich dieses Jahr
deutlich mehr Personen auf einen der verbliebenen 24 Sitze als vor vier Jahren. Unter
den total 651 Kandidierenden waren auch 274 Frauen gemeldet. Damit war der
Frauenanteil ebenfalls hoher als 2015 (2019: 42.1%; 2015: 37.4%). Die Anzahl der
Wahllisten stieg von 26 auf 34.

Bei den letzten Nationalratswahlen hatte sich die SVP nach ihrem Sitzgewinn als
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Wahlsiegerin feiern lassen kénnen. Je einen Sitz verloren hatten damals die BDP und
die Grlinen. Wahrend der vergangenen Legislatur waren die Berner Nationalratssitze
somit wie folgt auf die Parteien verteilt: 9 SVP, 6 SP, 3 BDP, 2 FDP, 2 Grlne, 2 GLP, 1
EVP. Aufgrund des Mandatsverlustes war schon von Beginn weg klar, dass mindestens
eine Partei einen Sitz verlieren wurde. Die beiden Parteien welche im Vorfeld am
stérksten gefahrdet schienen, waren die SVP und die BDP. Die Volkspartei hatte 2015
Proporzgliick gehabt und den Sitzgewinn nur dank einem Uberhangmandat geschafft.
Auf kantonaler Ebene hatte die SVP seither Federn lassen mussen, auch weil sie bei den
Grossratswahlen 2018 drei Sitze verloren hatte. Keine wirkliche Hilfe waren der Partei
die Listenverbindungen - sie verband sich einzig mit der Liste «Gesundheit-Energie-
Natur». Ausserdem musste die Volkspartei einen gewichtigen Abgang verkraften: Der
langjahrige  Nationalrat Adrian Amstutz wurde Opfer der parteiinternen
Amtszeitbeschrankung. Zwar hatten die SVP-Delegierten eigens eine «Lex Amstutz»
beschlossen, die es erlaubt hatte die Beschréankung in einzelnen Féllen zu lockern. Doch
Amstutz entschied sich trotz dieser Sonderregel, nicht erneut zu kandidieren. Auch die
BDP musste bei den diesjahrigen Wahlen auf bekannte Parteigrossen verzichten. Neben
dem Rucktritt von Werner Luginblhl aus dem Stéanderat kiindigte auch Hans Grunder im
Frihjahr an, im Oktober nicht erneut kandidieren zu wollen. Schon wahrend der
Legislatur war Urs Gasche aus dem Rat geschieden. Ohne ihre langjahrigen Zugpferde
musste die BDP um ihre drei Sitze bangen. Die Hoffnungen ruhten im Wahljahr deshalb
vor allem auf Beatrice Simon. Zuséatzlich zu ihrer Stdnderatskandidatur figurierte die
bekannte Berner Finanzdirektorin auch auf der BDP-Nationalratsliste als
Wahllokomotive. Da in Bern ein Doppelmandat in der kantonalen Regierung und im
nationalen Parlament verboten ist, hatte Simon im Falle eines Einzuges ins
Bundesparlament ihr Regierungsratsmandat abgeben mdissen. Da der Posten in der
Regierung gemeinhin als erstrebenswerter angesehen wird, wurde Simon von
politischen Gegnern vorgeworfen, sie tausche die Wéahler, denn sie habe gar nicht vor,
eine Wahl in den Nationalrat anzunehmen. Stattdessen habe sie sich nur aufstellen
lassen, um der BDP-Liste zu mehr Stimmen zu verhelfen. Simon beteuerte jedoch, dass
sie auch eine Wahl in den Nationalrat annehmen wuirde. Dies wiederum stiess den
Burgerlichen sauer auf, da sie dadurch die 2018 muhselig erkdmpfte burgerliche
Mehrheit im Berner Regierungsrat bedroht sahen. Relativ ungefdhrdet schienen die
sechs Sitze der SP zu sein. Die Sozialdemokraten waren bei den Kantonsratswahlen 2018
als Sieger hervorgegangen (+5 Sitze). Zwar hatte auch die SP einen Ricktritt zu
vermelden - fir Margret Kiener Nellen war wegen der Amtszeitbeschrankung Ende der
Legislatur Schluss - doch die national bekannte ehemalige Juso-Chefin Tamara
Funiciello sprang in die Bresche. Auch dieses Jahr flihrte die SP eine separate Frauen-
und Maénnerliste. Bisher waren auf beide Listen je drei Nationalratssitze abgefallen.
Doch aufgrund der starken Frauenliste wurde gemutmasst, dass die SP-Frauen ihren
mannlichen Kollegen einen Sitz wegschnappen kénnten. Die méannlichen SP-Vertreter,
allen voran Adrian Wuthrich, der erst wahrend der Legislatur fur den verstorbenen
Alexander Tschappat nachgerutscht war, mussten daher um ihre Wiederwahl bangen.
Obwohl in Bern ein Sitz weniger zu vergeben war, peilten 2019 einige Parteien einen
Sitzgewinn an. Die FDP, ermutigt durch ihre drei Sitzgewinne bei den
Kantonsratswahlen 2018, hatte sich 11 Prozent Wéhleranteil und einen dritten Sitz als
Ziel gesetzt. Sie ging daflr aber keine Uberparteiliche Listenverbindung ein. Die CVP
strebte derweil nach achtjahrigem Unterbruch ihre Rickkehr in den Nationalrat an.
Daflr ging sie eine breite Mitte-Verbindung mit den Listen der GLP, EVP, BDP und den
Piraten ein. Als aussichtsreichster =~ CVP-Kandidat galt der Stadtberner
Sicherheitsdirektor Reto Nause. Ebenfalls nach achtjahriger Absenz in die Grosse
Kammer zurlckkehren wollte die EDU. Um die dazu noétigen Wahlerprozente zu
erreichen, verband sich die EDU mit sechs teilweise recht skurrilen Listen («Schweizer
Demokraten», «Die Musketiere»,  «Landliste», «Partei der unbegrenzten
Mo&glichkeiten», «5G ade!» und «JutziPhilipp.com»). Durch dieses breite Blndnis der
Kleinsten wurden der EDU und ihrem Spitzenkandidat Andreas Gafner tatsachlich gute
Chancen flr den Einzug in den Nationalrat eingerdumt. Da das Thema der Stunde, die
Klimapolitik, im Wahlkampf allgegenwartig war, gehdrten auch die Grlnen und die
Grunliberalen zu den Anwartern auf einen Sitzgewinn. Beide Parteien wussten national
bekannte Zugpferde in ihren Reihen - die Parteiprasidentin der Griinen Schweiz Regula
Rytz, der Président der GLP Schweiz Jirg Grossen und die Co-Présidentin der
Frauendachorganisation «alliance F» Kathrin Bertschy (GLP). Bei den Griinen hoffte
zudem die bisherige Nationalratin Aline Trede darauf, dieses Mal den Einzug ins
Parlament auf Anhieb zu schaffen, nachdem sie schon zwei Mal fir aus dem Rat
scheidende Parteikollegen nachgerutscht war. Wahrend die GLP in der Mitteverbindung
Unterschlupf fand, verbanden die Grinen ihre Listen mit der SP und der Partei der
Arbeit (PdA).
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MOTION
DATUM: 09.06.2011
ANITA KAPPELI

MOTION
DATUM: 11.09.2012
EMILIA PASQUIER

Der Wahlsonntag brachte unerwartet grosse Verschiebungen. Die grossen Wahlsieger
waren die Grunen und die Grlnliberalen. Erstere bauten ihren Wahleranteil gegentber
2015 um 5.1 Prozentpunkte aus (neu 13.6%) und gewannen zwei Sitze dazu. Neben Rytz
und Trede zogen auch Christine Badertscher und Kilian Baumann in den Nationalrat ein.
Die GLP vergrosserte ihren Wahleranteil um 3.7 Prozentpunkte (neu 9.7%), was fir
einen Sitzgewinn reichte. Melanie Mettler schaffte den Einzug ins Parlament zusammen
mit den Bisherigen Grossen und Bertschy. Anders als die CVP, die ihren angestrebten
Wiedereinzug in den Nationalrat verpasste, holte sich die EDU einen Sitz. Ihre Strategie
der Listenverbindungen mit zahlreichen Kleinstgruppierungen war damit aufgegangen.
Zwar verpasste sie die vier-Prozent-Marke ganz knapp, doch sie sicherte sich ein
Uberhangsmandat, womit der EDU-Spitzenkandidat Andreas Gafner ins Parlament
einzog. Keine Verschiebungen gab es bei der FDP und der EVP: Die bisherigen Christian
Wasserfallen (FDP), Christa Markwalder (FDP) und Marianne Streiff (EVP) wurden
wiedergewahlt. Ein Debakel waren die Wahlen hingegen fir die SP, die SVP und die BDP.
Die Sozialdemokraten verloren 2.9 Prozentpunkte ihres Wahleranteils (neu 16.8%) und
dazu gleich zwei Sitze, wobei hauptséachlich die SP-Manner unter die Rader kamen. Von
der Mannerliste schaffte einzig Matthias Aebischer die Wiederwahl, Adrian Wuthrich
und Corrado Pardini verpassten ihre Wiederwahl. Die SP-Frauen hielten ihre drei Sitze.
Tamara Funiciello ersetzte Kiener Nellen und zog neben Nadine Masshardt und Flavia
Wasserfallen in die Grosse Kammer ein. Die SVP (-3.1 Prozentpunkte, neu 30.0%)
musste ebenfalls den Verlust von zwei Nationalratssitzen hinnehmen. Zusatzlich zum
Rucktritt von Amstutz wurde noch Manfred Bihler abgewahlt. Damit schied der einzige
Vertreter des franzdsischsprachigen Berner Jura aus dem Nationalrat. Fir die SVP
verblieben Albert Résti, Andreas Aebi, Nadja Pieren, Erich von Siebenthal, Erich Hess
und Andrea Geissblhler im Rat. Lars Guggisberg rutschte ausserdem fir den Neo-
Standerat Werner Salzmann in den Nationalrat nach. Den gréssten Wéahleranteilverlust
(-3.8 Prozentpunkte, neu 8.0%) erlitt die BDP. Trotzdem verlor sie «nur» einen ihrer
drei Sitze. Neben Lorenz Hess schaffte auch Beatrice Simon die Wahl. Nach ihrer
erfolglosen Sténderatskandidatur verzichtete sie allerdings - entgegen ihren
Ankiindigungen im Wahlkampf - auf ihr Nationalratsmandat und blieb stattdessen
Regierungsratin. Der Bisherige Heinz Siegenthaler rutschte flur sie nach. Die
Zusammensetzung der Berner Nationalratsdelegation lautet somit neu: 7 SVP, 4 SP, 4
GP, 3 GLP, 2 FDP, 2 BDP, 1EVP und 1 EDU. Die Stimmbeteiligung fiel im Vergleich zu 2015
um 1.7 Prozentpunkte auf 47.4 Prozent.’

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Der Nationalrat hiess als erstbehandelnder Rat eine Motion Favre (fdp, NE) mit der
Forderung nach Ausschluss des Tabak-Dossiers aus den Verhandlungen mit der EU im
Bereich der 6ffentlichen Gesundheit gut.

La motion Favre (plr, NE) qui demande d’exclure le chapitre du tabac des négociations
européennes relatives a la santé publique, a été adoptée en seconde lecture suite a une
modification du Conseil des Etats. ’

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
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POSTULAT
DATUM: 21.12.2011
FABIO CANETG

POSTULAT
DATUM: 20.11.2013
FABIO CANETG

MOTION
DATUM: 19.09.2019
KAREL ZIEHLI

ANDERES
DATUM: 14.09.2009
ELIE BURGOS

MOTION
DATUM: 03.12.2009
ELIE BURGOS

Geldpolitik

Die Wahrungssituation war auch im Parlament ein Thema. Ein Postulat Favre (fdp, NE)
befasste sich mit der Arbeitsplatz- und Lohnsituation im Grenzgebiet im
Zusammenhang mit dem starken Franken. Konkret sollte geklart werden, inwiefern eine
erhdhte Arbeitslosigkeit und/oder eine Verschlechterung der Lohnsituation zu
beobachten sei und wie dieser begegnet werden kdnne, ohne die Personenfreizigigkeit
infrage zu stellen. Obwohl der Bundesrat argumentierte, dass schon gentgend
Monitoringstellen zur Uberwachung der Personenfreizlgigkeit, der
Arbeitsmarktsituation sowie zur Verhinderung von Lohndumping bestiinden, wurde das
Postulat vom Nationalrat mit 161 zu 28 Stimmen angenommen. Lediglich die
Grinliberale Fraktion sowie grosse Teile der FDP-Fraktion lehnten das Postulat ab. ©

Der Berichte zum im Jahre 2011 Uberwiesenen Postulat Favre (fdp, NE; Folgen und
Begleiterscheinungen des starken Frankens im Grenzgebiet) wurde im November 2013
vom Bundesrat verabschiedet. "

Landwirtschaft
Landwirtschaft

Le député Heinz Siegenthaler (pad, BE) souhaite que la construction de serres sur les
surfaces d'assolement soit autorisée dans le futur, sans avoir besoin de compenser les
terres utilisées. Ceci serait soumis a la condition que les terres continuent d'étre
régulierement cultivées et qu'elles ne soient pas imperméabilisées. Heinz Siegenthaler
estime, en effet, que la production sous serre permet d'augmenter la sécurité
alimentaire du pays et ne devrait pas étre entravée de la sorte. L'argument phare du
député PBD, consistant a dire que les sols ne perdent pas en qualité lors de
I'installation d'une serre a la structure légére est remis en question par le Conseil
fédéral, Simonetta Sommaruga relevant qu'une étude de la Haute école spécialisée
zurichoise, mandatée par I'Office fédéral de I'environnement, investigue précisément
cet aspect. Les résultats n'arrivant pas avant la fin de I'année, la conseillere fédérale
socialiste propose aux parlementaires de refuser cette motion, en attendant d'en savoir
plus.

Contre I'avis du Conseil fédéral, une majorité d'élu.e.s accepte, malgré tout, la motion
Siegenthaler (100 voix contre 84). *

Forstwirtschaft

Sur avis favorable du Conseil fédéral, les chambres ont adopté une motion Favre (plr,
NE), qui demandait a ce dernier de proposer une base légale qui permette de protéger
efficacement les dénominations relatives aux produits traditionnels de la sylviculture
suisse par leur enregistrement dans le registre fédéral des appellations d'origine
protégées (AOP) et des indications géographiques protégées (IGP).

Par 159 voix contre 16, le Conseil national a également adopté une motion Favre (plr,
NE), qui chargeait le Conseil fédéral de réviser la méthode d'épuration des surfaces
agricoles utiles (SAU) du paturage boisé en garantissant un traitement équitable de ces
surfaces vis-a-vis des autres SAU en zone agricole. ™
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MOTION
DATUM: 07.03.2012
JOHANNA KUNZLER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2012
JOHANNA KUNZLER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.2014
JOHANNA KUNZLER

Internationale Landwirtschaftspolitik

Von den drei im Vorjahr vom Nationalrat angenommenen Motionen Darbellay (cvp, VS)
(Mo. Darbellay, 10.3818), Joder (svp, BE) (Mo. Joder, 10.3473) und Favre (fdp, NE) (Mo.
Favre, 11.3464) Uber einen Abbruch der Agrarfreihandels-Verhandlungen mit der EU
nahm der Standerat nach ausgedehnten Diskussionen einzig die erste mit 26 zu 16
Stimmen an. Diese verlangt im Detail, dass der Bundesrat die Verhandlungen mit der EU
solange unterbricht, als dass die Doha-Runde der Welthandelsorganisation (WTO) nicht
zu einem Abschluss kommt. Der Motionar hatte postuliert, dass die Verhandlungen mit
der EU im Hinblick auf einen baldigen Abschluss derselben aufgenommen worden
seien. Da ein Ende der Doha-Runde in weite Ferne gertckt sei, ware ein Abkommen,
das bereits jetzt den Grenzschutz abbaut und die Produzentenpreise unter Druck setzt,
unndétig und flr die Schweizer Landwirtschaft schadlich. Eine Motion der WAK-SR
(M0.12.3014), welche sozusagen als Gegenvorschlag zu den drei Motionen ausgearbeitet
worden war, wurde vom Nationalrat in der Herbstsession mit 85 zu 77 Stimmen
eliminiert: Die Kommission hatte eine Standortbestimmung des Bundesrates Uber die
EU-Verhandlungen und ein Aufzeigen von Alternativen zum  bisherigen
Verhandlungsansatz verlangt, mit dem Ziel einer schrittweisen und kontrollierten
Einfihrung des Agrar- und Lebensmittelfreihandels mit der EU. Die SVP hatte sich
geschlossen gegen die Motion gestellt, zusammen mit Mehrheiten aus der griinen, der
christlich-demokratischen und der blrgerlich-demokratischen Fraktion. ™

Landwirtschaft und Umweltschutz

Der Nationalrat reichte eine parlamentarische Initiative Favre (fdp, NE) an die kleine
Kammer weiter, welche eine Umteilung von bestockten Weiden (sog. ., Wytweiden™) von
der Wald- in die Landwirtschaftszone verlangt. Dadurch soll erreicht werden, dass diese
bereits heute oft flr die Viehhaltung benutzten Gebiete hauptsachlich von den
Béuerinnen und Bauern, die oft zugleich die Besitzer des Landes sind, gepflegt und
unterhalten werden, und nicht wie bis anhin von den Forstdiensten. So kénnten auch
der Waldausdehnung in Berggebieten teilweise Einhalt geboten und landwirtschaftliche
Nutzflachen besser geschitzt werden. '

Der Stéanderat beendete mit seiner Ablehnung im Dezember die Diskussionen um eine
2009 eingereichte parlamentarische Initiative Favre (fdp, NE). Mit dieser héatte erreicht
werden sollen, dass jurassische .Wytweiden™ neu der Landwirtschafts- statt der
Waldzone angerechnet werden. Die vorberatende Kommission erléduterte, dass mit der
neuen Agrarpolitik und dem 2012 revidierten Waldgesetz bereits wesentliche Schritte
zum  verbesserten Schutz dieses identitatsstiftenden  Landschaftsmerkmals
unternommen worden seien. Eine Zonenumteilung hatte zudem nicht wie postuliert
positive Auswirkungen flr die Bewirtschaftenden, sondern wirde sie im Gegenteil sogar
finanziell abstrafen. Die Finanzhilfen, welche im Rahmen des Waldgesetzes zur
Forderung der Waldbiodiversitat gezahlt werden, wirden wegfallen. Schliesslich wéren
die Wytweiden dann nicht mehr legal geschutzt: Eine Rodung kdénnte ohne
entsprechende Bewilligung erfolgen. Der Initiant Laurent Favre, der inzwischen das
nationale Parlament zugunsten der Neuenburger Exekutive verlassen hatte, liess Uber
einen Ratskollegen ausrichten, dass er die Initiative selbst zurlickgezogen hatte, wenn
dies von ausserhalb des Rates moglich gewesen wére. Er sei zufrieden mit den
Entwicklungen, die sich seit der Einreichung seiner Initiative ergeben haben. ”

Offentliche Finanzen
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.11.2018
ANJA HEIDELBERGER

Direkte Steuern

Im Oktober 2019 entschied sich die WAK-NR &usserst knapp mit 13 zu 12 Stimmen,
ihrem Rat die Riickweisung des Bundesgesetzes liber die direkte Bundessteuer
beziiglich einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung an den Bundesrat zu
empfehlen. Die Vorlage trage den gesellschaftlichen Entwicklungen nicht Rechnung und
zementiere das geltende System, kritisierte die Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit
Ritter (cvp, SG) erachtete jedoch die Lésung des Problems als Verantwortung des
Parlaments und betonte, dieses kénne die nétigen Anderungen ja im Rahmen der
Beratung vornehmen; eine Rickweisung nach 35-jahriger Vorarbeitszeit hingegen
«grenze an Arbeitsverweigerung», kritisierte Ritter in der Ratsdebatte. Nach einer
neuerlichen Grundsatzdebatte zu den Fragen, welches Familienmodell geférdert werde
respektive geférdert werden solle, ob sozialpolitische Uberlegungen in einem
steuerpolitischen Geschaft iiberhaupt relevant seien und ob solche Uberlegungen eine
neuerliche Verzogerung rechtfertigten, folgte der Nationalrat mit 113 zu 80 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) dem Antrag der Kommissionsmehrheit und wies das Geschaft an den
Bundesrat zurlck. Grosstenteils stimmten die Fraktionen geschlossen: Die SP-, die
FDP.Liberalen-, die Grunen- und die Grunliberale-Fraktion sprachen sich geschlossen
far die Riuckweisung aus, die SVP-Fraktion geschlossen dagegen. Einzig in der Mitte-
Fraktion scherten die drei BDP-Nationalrate Lorenz Hess (bdp, BE), Martin Landolt (bdp,
GL) und Heinz Siegenthaler (bdp, BE) aus und sprachen sich ebenfalls fir die
Ruckweisung aus. ™

Voranschlag

Der Nationalrat behandelte den Voranschlag 2019 in der Wintersession 2018 als
Erstrat. Die Mehrheit der FK-NR hatte entschieden, die Ausgaben im Voranschlag
gegenlber dem bundesréatlichen Vorschlag um 60 Mio. zu reduzieren. Den grossten Teil
dieser Differenz wollte die Kommission durch Kirzungen in der Héhe von CHF 45 Mio.
bei der Sozialhilfe fur Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Flichtlinge erzielen;
diese Einsparungen kénnten erreicht werden, wenn die aktuelle, sinkende Zahl an
Asylgesuchen berlcksichtigt werde, erklarte die Kommission. Zuséatzliche Finanzierung
sah die Kommission fur das Grenzwachtkorps vor, das mit CHF 2.8 Mio. 44 neue Stellen
finanzieren sollte; dieser Betrag sollte jedoch departementslbergreifend beim Personal
kompensiert werden.

Daneben lagen 54 Minderheitsantrage vor, von denen die meisten von der SVP- und der
SP-Fraktion stammten und nur vereinzelte erfolgreich waren. Die Stossrichtung dieser
Antrége widerspiegelt sich deutlich in den Voten der Fraktionssprechenden in der
allgemeinen Debatte: Wahrend Franz Griter (svp, LU) fur die SVP «zur Vorsicht im
Umgang mit den Staatsfinanzen» mahnte und wie zahlreiche weitere Votantinnen und
Votanten der blrgerlichen Parteien den begrenzten finanziellen Handlungsspielraum
des Bundes hervorhob, erachtete Samuel Bendahan (sp, VD) als Vertreter der SP-
Fraktion die aktuelle Situation als Chance fur Investitionen in die Zukunft.

Der Nationalrat behandelte den Voranschlag 2019 in sechs Blécken. Die SVP bemiuhte
sich mit ihren Minderheitsantrégen zum Beispiel um Kirzungen oder zumindest um
einen Verzicht auf Erhoéhungen bei den Personalkosten, bei Beratung und
Auftragsforschung Uber alle Departemente hinweg, beim Bundesamt flr Energie, beim
Generalsekretariat des VBS, beim Bundesamt fir Kultur oder beim BFS. Nach dem
starken Anstieg in den letzten Jahren brauche es zudem eine «massvolle Dampfung»
durch eine Plafonierung der Ausgaben flr die internationale Zusammenarbeit, beim
EDA und bei der Entwicklungshilfe, erklarte Peter Keller (svp, NW). Zudem wurde eine
vollstandige Streichung des Aufwands des Eidgendssischen Blros fur die Gleichstellung
von Frau und Mann gefordert. Alle aufgezéhlten Antrége wurden abgelehnt.

Die Mitglieder der SP-Fraktion beantragten in ihren Minderheitsantragen, auf die
Querschnittskiirzungen beim Sach- und Betriebsaufwand, welche die Mehrheit der FK-
NR vorgeschlagen hatte, zu verzichten. Weitere Antrége auf zusétzliche Finanzierung
oder auf einen Verzicht auf Reduktion wurden unter anderem im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit, beim Funktionsaufwand des Gleichstellungsbtros, beim
BSV-Globalbudget oder beim Verteidigungsbudget gestellt. Philipp Hadorn (sp, SO)
beantragte, die Zahlen fir die Sozialhilfe fir Asylsuchende und vorlaufig Aufgenommene
auf die neue Formel des SEM zu stutzten, anstatt die aktuellen Zahlen des laufenden
Jahres zu verwenden. Bereits in der Debatte zum Voranschlag 2017 hatte die FK-NR
darauf verzichtet, die neu entwickelten Kennzahlen zu verwenden. Schliesslich
beantragte eine Minderheit Meyer (sp, ZH), die zuséatzlichen Stellen fir das
Grenzwachtkorps ohne Kirzungen bei anderen Departementen zu verwirklichen. Auch
diese Antrage scheiterten allesamt. Erfolgreich waren die Antrage der SP hingegen
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bezuglich Bildung und Forschung. Hier reichte die SP-Fraktion acht Antrége ein, mit
denen das Budget in Ubereinstimmung mit dem Mitbericht der WBK-NR wieder dem
Niveau der BFI-Botschaft 2017-2020 angepasst werden sollte. Umstritten war dabei vor
allem die Frage, ob diese neuen Betrage in Ubereinstimmung mit der Motion Dittli (fdp,
UR; Mo. 16.3705) teuerungsbereinigt seien, wie Ursula Schneider Schuttel (sp, FR)
argumentierte, oder ob dadurch die Teuerungsbereinigung, die
departementsibergreifend vorgenommen worden war, im Bildungsbereich wieder
rickgangig gemacht werde, wie Finanzminister Maurer beteuerte. Bis auf einen wurden
alle Antrage betreffend das WBF angenommen.

Antréage erfolgten auch durch Mitglieder der Ubrigen Fraktionen, auch sie waren jedoch
grosstenteils erfolglos. Angenommen wurde jedoch ein Minderheitsantrag Bigler (fdp,
ZH), der den Funktionsaufwand der Eidgendssischen Finanzkontrolle (EFK) verglichen
mit dem bundesréatlichen Vorschlag um CHF 1.97 Mio. klrzen wollte. Der Bundesrat
hatte den Funktionsaufwand um 10 Prozent aufgestockt, damit die EFK ihren
Personalbestand um 10 Vollzeitstellen ausbauen kann. Die EFK st laut
Finanzkontrollgesetz das oberste Aufsichtsorgan des Bundes und Uberwacht unter
anderem die finanzielle Fuhrung der Bundesverwaltung. Sie sei mit den
Untersuchungen und Prifungen unter anderem bezlglich der Burgschaften flr
Hochseeschiffe, der Ruag und dem Mandat der Finanzdelegation zur Governance der
Arbeitslosenversicherung uberlastet, hatte die EFK erklart. Der Antragssteller warf
diesbezlglich jedoch die Frage auf, ob man wirklich eine «eigentliche
Uberwachungsbehérde» wolle. Mit dem bisherigen Personalbestand sei ein
«priorisiertes Controlling» durchaus moglich, zumal es der EFK - mit Verweis auf die
Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform Ill und zur Debatte zu den
Waffenexporten - bereits jetzt moglich sei, «kaum gesetzeskonforme Stellungnahmen
zu politischen Geschaften abzugeben». Albert Vitali (fdp, LU) betonte als Vizepréasident
der Finanzdelegation (FinDel) die einstimmige Unterstitzung Letzterer flr den Antrag
der Eidgendssischen Finanzkontrolle auf mehr Ressourcen fir ihre Kontrolltatigkeit.
Diskussionen zum Rollenverstandnis und zur Kommunikation der EFK seien nicht im
Rahmen der Budgetdebatte vorzunehmen; die FinDel werde dies mit der EFK in Kirze
diskutieren. Mit 111 zu 77 Stimmen setzten sich die SVP-Fraktion, Mehrheiten der FDP-
und der CVP-Fraktion sowie ein Mitglied der BDP-Fraktion durch und verwarfen die
Erhéhung.

Erfolgreich war auch ein Antrag Gschwind (cvp, JU) fir eine Erhéhung des
Bundesbeitrags flr das Alpine Museum Schweiz 2019 sowie in den Finanzplanjahren. In
der Antwort auf die Interpellation Engler (cvp, GR; Ip. 18.3543) habe der Bundesrat die
Bedeutung des Museums anerkannt, argumentierte Gschwind. Nun solle die
Vernetzungsarbeit nicht nur mit CHF 250'000, sondern zusatzlich mit CHF 530'000
unterstitzt werden.

«Mit dem Budget werden die Finanzen gesteuert», betonte Heinz Siegenthaler (bdp, BE)
im Rahmen der Budgetdebatte. Dass dies nicht ausschliesslich der Fall ist, liegt am
neuen Flhrungsmodell flir die Bundesverwaltung (NFB), das die Steuerung der
Verwaltungseinheiten =~ durch  eine  Kombination aus  Globalbudgets und
Leistungsinformationen im Rahmen des Voranschlags und des Finanzplans erlaubt. So
erfreuten sich die Sollwerte, die im Rahmen der Planungsgréssen im Voranschlag
festgelegt werden kénnen, in betreffendem Jahr grosser Beliebtheit. Die Mehrheit der
Finanzkommission schlug vor, als neues Ziel fir die Bundeskanzlei eine Uberpriifung der
ausserparlamentarischen Kommissionen festzulegen. Die Bundeskanzlei solle diese
Kommissionen anhand der Kriterien «ausgewiesene Notwendigkeit» und «effektiv
nachgewiesene Subsidiaritat» beurteilen und ihre Anzahl im nachsten Jahr um
mindestens 10 Prozent reduzieren. Allgemein kritisierte Heinz Siegenthaler dieses
Vorgehen deutlich: Verwaltungsakte seien nicht Aufgabe der Finanzpolitik, erklarte er.
In diesem Falle komme hinzu, dass die Bundeskanzlei - wie auch Finanzminister Maurer
betonte - diesbezlglich gar keine Entscheidungskompetenz habe und dieses Ziel daher
gar nicht erreichen kénne. Dennoch folgte der Nationalrat dem Mehrheitsantrag und
stimmte der Sollgrésse mit 106 zu 88 Stimmen gegen den Widerstand von SP, Grinen,
BDP und der Mehrheit der CVP zu.

Ebenso umstritten war die Frage, ob die durchgefliihrten Personalbeurteilungen in der
Bundesverwaltung zukinftig als Sollwert einer Normalverteilung folgen mussen, wie es
die FK-NR forderte. Thomas Weibel (glp, ZH) erklédrte das Anliegen zwar fir
unterstiitzungswiirdig, kritisierte aber die «Hauruck-Ubung» der Kommission. Barbara
Gysi (sp, SG) kritisierte die «komische Forderung», gemass der man gleich viele
schlechte wie gute Mitarbeitende haben musse. Auch hier waren die Proteste jedoch
nicht von Erfolg gekront, mit 118 zu 76 Stimmen stimmte der Nationalrat dem
Mehrheitsantrag der Kommission zu.

Schliesslich schlug die Finanzkommission mit 16 zu 8 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor, es
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dem SEM als Ziel aufzuerlegen, bis zum 31. Dezember 2020 ein
Ruckibernahmeabkommen mit Eritrea abzuschliessen. Wahrend Kommissionssprecher
Thomas Mdller (svp, SG) die Meinung vertrat, man musse - wie im Fussball - mit einer
«klaren Zielsetzung in den Match gehen», um zu gewinnen, hielt Alois Gmur (cvp, SZ) im
Namen der Minderheit fest, dass dieses Ziel «vodllig aus der Luft gegriffen» sei. Eritrea
habe noch mit keinem Land ein solches Abkommen abgeschlossen. Zudem sei nicht
klar, welche Konsequenzen ein Nichterreichen des Ziels habe. Mit 99 zu 92 Stimmen
setzten sich die geschlossen stimmenden SVP- und FDP-Fraktionen mit Unterstitzung
je eines Mitglieds der CVP und der BDP auch hier durch.

Doch nicht nur die burgerliche Mehrheit der FK-NR, auch Mitglieder der SP-Fraktion
beabsichtigten die Nutzung des Instruments der Sollwerte: Eine Minderheit Kiener
Nellen (sp, BE) wollte die eidgendssische Steuerverwaltung tiber die Planungsgréssen in
zwei Antragen dazu verpflichten, sowohl fur die Verrechnungssteuer als auch fur die
Mehrwertsteuer mehr Steuerinspektionen vor Ort vorzunehmen. Beide Antrage fanden
jedoch nur bei den Mitgliedern der SP, der Grlinen und der EVP Unterstutzung.

Nach dreitégiger Debatte verabschiedete die grosse Kammer den Voranschlag 2019 mit
126 zu 60 Stimmen (bei 7 Enthaltungen). Wie bereits im Jahr zuvor lehnte die Mehrheit
der SVP-Fraktion das Budget ab. Der Voranschlag beinhaltete in dieser Version einen
Uberschuss von CHF 1.209 Mrd. und einen strukturellen Uberschuss von 915 Mio., wies
also um CHF 54 Mio. héhere Ausgaben auf als die Version des Bundesrates und um CHF
121 Mio. hohere als die Version der FK-NR.

Im Differenzbereinigungsverfahren zum Voranschlag 2019 gelang es den beiden Réaten,
bis auf eine Position alle Differenzen zu bereinigen. Der Nationalrat kam bis zum
Schluss des Differenzbereinigungsverfahrens dem Stéanderat bei den Differenzen zur
Landwirtschaft, zum Eidgendssischen Hochschulinstitut fir Berufsbildung, beim
Zivildienst und beim Sach- und Betriebsaufwand in den Finanzplanjahren entgegen -
bezlglich des Sach- und Betriebsaufwands im budgetierten Jahr hatte zuvor der
Standerat eingelenkt. Auch samtliche beabsichtigten Anderungen der Sollwerte gab der
Nationalrat auf. Der Standerat folgte seinerseits dem Nationalrat bei den von der
grossen Kammer vorgeschlagenen Kirzungen bei der Sozialhilfe fur Asylsuchende,
vorlaufig Aufgenommene und Flichtlinge und bei der Erhdhung der Beitrage an
Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung. Beim BAG wollte der Nationalrat
den Funktionsaufwand, mit dem der Beizug von externen Sachverstandigen finanziert
wird, um CHF 1.4 Mio. oder 9 Prozent des gesamten Funktionsaufwandes kurzen. Trotz
verschiedenster Wortmeldungen gegen diese Anderung - unter anderem auch durch
den Finanzminister, der die Aufstockung der Position durch den Bundesrat als
«Quittung fir Hunderte von Vorstéssen und Programmen zur Uberwachung, die Sie
fordern» bezeichnet hatte -, lenkte der Standerat diesbezlglich ein. Das BAG erhielt
folglich CHF 1.4 Mio. weniger, als vom Bundesrat veranschlagt.

Nicht einig wurden sich die Rate einzig bezlglich der beantragten Aufstockung des
Globalbudgets der Finanzkontrolle. Wéhrend der Stédnderat mit Verweis auf ihre
ausgewiesene Notwendigkeit einstimmig auf der Aufstockung beharrte, wurde das
Thema im Nationalrat mehrfach diskutiert. Insbesondere Barbara Kiener Nellen (sp, BE)
und Heinz Siegenthaler (bdp, BE) machten sich im Namen der Minderheit fir eine
Aufstockung stark: Der Mehraufwand der EFK sei erwiesen, die EFK reduziere
gleichzeitig ihren Sach- und Betriebsaufwand um CHF 240400 wund die
Stellenaufstockung werde sich selber finanzieren, argumentierten sie. Als wahren
Grund fur die Ablehnung der Aufstockung vermuteten sie jedoch eine «Trotzelei»
(Siegenthaler), «Retourkutsche» (Kiener Nellen) oder «Strafaktion» (beide) gegen
unliebsame Botschaften der EFK. Dem widersprachen verschiedene Mitglieder der SVP-
und der FDP-Fraktion: Franz Griter (svp, LU) erklarte fur die SVP, die 108 Vollzeitstellen
reichten fir die EFK aus. Albert Vitali (fdp, LU) hingegen schloss eine Aufstockung nicht
ganzlich aus. Er argumentierte, dass die FDP Aufstockungen erst zustimmen wdrde,
nachdem das Rollenverstédndnis der EFK geklart sei.

In der Folge wurde fur diese letzte Differenz eine Einigungskonferenz einberufen. Darin
setzte sich der Stdnderat mit seiner Absicht durch, den Aufwand wie vom Bundesrat
beantragt um CHF 1.97 Mio. zu erhéhen. Im Nationalrat wies Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH)
noch einmal darauf hin, dass seine Minderheit keinen Ausbau wolle, es aber in erster
Linie nicht um den Betrag gehe, sondern um die «Grundsatzfrage, welche Art von
Finanzkontrolle wir wollen und welche Art von Finanzkontrolle wir nicht wollen>.

Mit 113 zu 64 Stimmen (9 Enthaltungen) liess sich die grosse Kammer auch in der
Abstimmung zum Vorschlag der Einigungskonferenz nicht von ihrer urspringlichen
Meinung abbringen und lehnte den Vorschlag ab. Die ablehnenden Stimmen stammten
von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie von den fast geschlossen
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stimmenden FDP- und CVP/EVP-Fraktionen. Der Stédnderat nahm den Vorschlag der
Einigungskonferenz mit 33 zu 2 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Damit erhielten die
von beiden Raten vor der Einigungskonferenz gefundenen Kompromisse Gultigkeit; da
bei den in der Einigungskonferenz abgelehnten Positionen aber der tiefere Wert
verwendet wird, wurde das Globalbudget der EFK zumindest vorlaufig nicht
aufgestockt. 2°

«Noch nie in der Geschichte der Schweiz» (Céline Widmer, sp, ZH), «la crise sanitaire,
économique et sociale (...) la plus grave depuis longtemps» (Olivier Feller, fdp, VD),
«noch vor wenigen Monaten unvorstellbar» (Ursula Schneider Schittel, sp, FR),
«historische Dimensionen» (Franz Grlter, svp, LU) - bereits die ersten vier
Sprechenden im Rahmen der Debatte zum Nachtrag | zum Voranschlag 2020 und
dessen Nachmeldungen machten in der Corona-Sondersession die
Ausserordentlichkeit der Situation deutlich. Entsprechend umfassend skizzierte
anschliessend Finanzminister Maurer die verschiedenen Massnahmen des Bundesrates
und ihre Kosten. Die Massnahmen beruhten auf drei Zielen, erklarte er: auf der
Stabilisierung des Gesundheitssektors (CHF 3 Mrd.), der Sicherung des
Arbeitsverdienstes (CHF 11.3 Mrd.) sowie dem Erhalt der Liquiditat in der Wirtschaft
(CHF 1.7 Mrd.) - woflr dem Parlament im Rahmen der Nachmeldungen zum Nachtrag |
insgesamt CHF 16 Mrd. beantragt wirden. Die Sicherung des Arbeitsverdienstes beruhe
auf drei Sdulen: den Kurzarbeitsentschadigungen durch die ALV (CHF 6 Mrd.), die
Unterstitzung der Selbstandigerwerbenden durch die EO (CHF 4 Mrd.) sowie der
indirekt betroffenen Selbstédndigerwerbenden (CHF 1.3 Mrd.). Auch die Unterstltzung
der Wirtschaft stehe auf drei Séulen: Die durch den Bund zu 100 Prozent verbirgten
Kredite bis CHF 500'000, die bisher fir insgesamt CHF 19 Mrd. 140'000 Mal nachgefragt
worden seien; Kredite zwischen CHF 500'000 und 20 Mio., die der Bund zu 85 Prozent
und die jeweiligen Banken zu 15 Prozent verblrgten und die bisher 300 bis 350 Mal
vergeben worden seien. FlUr beide Saulen zusammen habe man dem Parlament
Verpflichtungskredite von CHF 40 Mrd. beantragt. Eine dritte Saule seien schliesslich
die systemrelevanten Unternehmen, die bisher im Luftfahrtbereich identifiziert worden
seien: CHF 1.275 Mrd. sollten hier als Darlehen fir die Airlines und je CHF 600 Mio. als
Verpflichtungskredit sowie als Nachtragskredit fur systemrelevante Betriebe am Boden
zur Verfugung stehen. Keine generelle Hilfe sollten die etwa 400 Unternehmen mit
einem Umsatz Uber CHF 500 Mio. erhalten, da der Bundesrat davon ausgehe, dass sich
diese am Kapitalmarkt finanzieren koénnten. Dies sei ein Paket, das «die grossten
Herausforderungen bewaltigt». Neuen Forderungen wolle der Bundesrat nicht
nachkommen: «Ich sitze auf dieser Kasse, mehr gibt es jetzt einfach nicht!», betonte
der Finanzminister.

Héatte dieser Ausspruch von Bundesrat Maurer zahlreiche Ausbauforderungen vermuten
lassen, forderten die Kommissionsminderheiten stattdessen jedoch hauptséchlich
einen Verzicht auf einzelne Ausgaben. Die FK-NR beantragte dem Rat jeweils
einstimmig oder mit grossen Mehrheiten Zustimmung zu den vom Bundesrat
beantragten Krediten, wie die beiden Kommissionssprechenden Céline Widmer und
Olivier Feller eingangs erklarten. Einzig bezlglich der familienergdnzenden
Kinderbetreuung beantragte die Kommissionsmehrheit, basierend auf einem Mitbericht
der WBK-NR, mit 14 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) einen zusatzlichen Kredit Uber
CHF 100 Mio. Diesen lehnte eine Minderheit Guggisberg (svp, BE) ab, zumal die
Finanzierung der familienerganzenden Kinderbetreuung in die Zustandigkeit der
Kantone und Gemeinden falle. Mit 130 zu 60 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) stimmte der
Nationalrat diesem Ausbau dennoch zu. Alle Ubrigen Ausbaupléane, allesamt beruhend
auf Antragen von Stefania Prezioso (gps, GE), fanden kaum Uber die Reihen der SP und
der Grinen hinaus Gehor. Unter anderem hatte Prezioso verlangt, den Kredit fur die
ALV zu erhdhen und die Taggelder vorlibergehend auf 100 Prozent zu erhéhen.

Doch auch die Antréage zum Ausgabenverzicht waren kaum erfolgreicher. Eine
Minderheit Schwander (svp, SZ) wollte den Betrag, den die Parlamentsdienste flr die
Ausrichtung der ausserordentlichen Session beantragt hatten, um CHF 500'000
reduzieren, um Druck auf die Bernexpo zu machen, den in den Augen der Minderheit
viel zu hohen «Monopolpreis» zu senken. Ahnlich argumentierte eine Minderheit Griiter
(svp, LU), die den Kredit fur Sanitatsmaterial um CHF 600'000 senken wollte, um zu
verhindern, dass die Armeeapotheke die Produkte viel zu teuer einkaufe. In beiden
Fallen argumentierten die Gegnerinnen und Gegner der Antrage, dass die
entsprechenden Kredite nur als Kostendach zu verstehen seien, die entsprechenden
Stellen aber sicherlich versuchen wurden, moglichst tiefe Preise auszuhandeln.
Deutlich lehnte der Rat dann auch beide Minderheitsantrage ab.

Dieselbe ablehnende Argumentation, also einen Verweis darauf, dass die
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entsprechenden Betrédge nur Rahmenkredite darstellten, flgte auch Finanzminister
Maurer bezuglich eines Antrags einer weiteren Minderheit Guggisberg an, die den
Betrag fur Ausfallentschadigungen im Kulturbereich als zu hoch erachtete. Auch ein
Antrag auf Verzicht auf die Soforthilfe fur Kulturschaffende, da diese nicht anders
behandelt werden sollten als etwa selbstandige «Coiffeure, Physiotherapeuten,
Taxifahrer, Hoteliers, Kameraleute, Lieferanten», wie Guggisberg aufzahlte, fand im
Nationalrat keine Mehrheit.

Am meisten Diskussionen ergaben schliesslich die Verpflichtungskredite zur Luftfahrt.
Wahrend sich der Rat bezlglich des deutlich héheren Verpflichtungskredits fur die
Corona-Hartefallhilfe Uber CHF 40 Mrd. weitgehend einig war - hier lag kein
Minderheitenantrag vor -, behandelte die grosse Kammer zahlreiche Minderheiten zu
den Garantien fur die Luftverkehrsunternehmen in der Héhe von CHF 1.275 Mrd. und
der Unterstitzung flr die flugnahen Betriebe, woflir CHF 600 Mio. als Nachtragskredit
und derselbe Betrag als Verpflichtungskredit beantragt waren. Erneut schilderte
Finanzminister Maurer die Situation. Er betonte, dass die Kredite flur die flugnahen
Betriebe zuerst durch das auf den folgenden Tag traktandierte Luftfahrtsgesetz
ermoglicht werden miussten. Auch im Bereich der Luftfahrt verfolge man zudem drei
Ziele: Das Geld musse in der Schweiz bleiben, die Lufthansa musse die
Standortsicherheit der Schweiz garantieren und die Schweizer Umweltstandards
mussten durchgesetzt werden. Diese Bedingungen habe man in entsprechenden
Vereinbarungen mit den Unternehmen festgelegt. Die flugnahen Betriebe, die einem
chinesischen Konzern angehdrten und die allesamt Uberschuldet seien, wurden nur
unterstitzt, wenn dazu eine Auffanggesellschaft oder eine Gesellschaft mit Schweizer
Beteiligung oder in Schweizer Besitz gegrindet wirde. Um diese Optionen offen zu
halten, misse der Kredit aber bereits jetzt gesprochen werden, zumal die FinDel betont
habe, dass sie keine entsprechenden Entscheidungen mehr treffen wolle.

Eine Minderheit Badertscher (gp, BE) beantragte, auf den Verpflichtungskredit fur die
Luftverkehrsunternehmen Gber CHF 1.275 Mrd. zu verzichten, da der Luftverkehr als
starker Treiber des Klimaeffekts nicht auch noch durch Steuergelder unterstitzt
werden solle. Ein Antrag Bdumle (glp, ZH) sah vor, CHF 500 Mio. ohne Auflagen (aber mit
Sicherheiten fur den Fall von Kreditausféllen) zu sprechen; zusétzliche Unterstlitzung
sollte jedoch nur nach der Vereinbarung klarer Rahmenbedingungen «im Sinne der
Klimapolitik» erfolgen. Auch beztglich der flugnahen Betriebe lag ein Minderheitsantrag
Wettstein (gp, SO) auf Verzicht auf den Nachtragskredit vor; stattdessen solle nur der
entsprechende Verpflichtungskredit genehmigt werden. Deutlich hiess der Nationalrat
sowohl den Verpflichtungskredit fir die Luftverkehrsunternehmen als auch den
Nachtragskredit und den Verpflichtungskredit far die flugnahen Betriebe gut.

Wie bereits im Voranschlag 2020 mehrfach verwendet, nutzten die
Kommissionsmehrheiten und -minderheiten bezlglich der Unterstlitzung flir den
Luftverkehr fleissig die Maoglichkeit, Rahmenbedingungen der Kreditvergabe
festzulegen. So wollte die Mehrheit der FK-NR die Unterstitzung fur die
Flugverkehrsunternehmen an die Bedingung knlpfen, dass <«in der kinftigen
standortpolitischen Zusammenarbeit mit den Flugverkehrsunternehmen die Klimaziele
des Bundesrates kontrolliert und weiterentwickelt werden». Linke Minderheiten wollten
die Unterstitzung zudem an verschiedene klimapolitische Anliegen knlpfen, etwa an
die Reduktion von Treibhausgasen, an die Reduktion der Inlandflige oder an die
Beteiligung an der Entwicklung synthetischer Flugtreibstoffe. Auch die Zusicherung der
Ruckerstattung von nicht durchgefihrten Fligen an die Reiseblros sowie die
bevorzugte Bedienung von inlandischen Kreditoren wurden als Bedingung
vorgeschlagen, schliesslich lag auch ein Minderheitsantrag auf den Verzicht auf alle
Bedingungen vor. Deutlich setzte sich die von der Kommissionsmehrheit
vorgeschlagene Bedingung bezlglich der Klimaziele des Bundesrates gegen diverse
Minderheiten durch. Ebenfalls erfolgreich war die Bedingung, dass die
Fluggesellschaften den Reiseblros die bezahlten Flluge zurtickerstatten mussen.

Auch zu den flugnahen Betrieben standen Rahmenbedingungen der Kreditvergabe im
Raum. Eine Kommissionsmehrheit schlug vor, den Kredit an die Bedingung zu kntpfen,
dass die betroffenen Unternehmen im Falle von restrukturierungsbedingten
Entlassungen flur das Personal Umschulungspléane entwickelten - und erntete dafur
auch die Zustimmung des Bundesrates. Antrage fur einen Verzicht auf entsprechende
Bedingungen, einen Verzicht auf Entlassungen wahrend der Unterstitzungsphase, einen
Minimallohn von CHF 4000 fur die Mitarbeitenden sowie erneut die bevorzugte
Bedienung von inlédndischen Kreditoren konnten sich wiederum nicht gegen den
Mehrheitsantrag durchsetzen.

Nicht nur bezlglich des Flugverkehrs, sondern auch zu den Corona-Krediten im
Allgemeinen sollten Rahmenbedingungen fur die Kreditverwendung geschaffen werden:
Ein Antrag Schwander wollte die Kredite an die ersatzlose Streichung der Artikel 5, 6, 6a
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und 7 der Covid-19-Verordnung 2 - also der Massnahmen bezlglich des
Betreuungsangebots fur Kinder, des Veranstaltungsverbots und der Schliessung von
Einrichtungen - binden. Diesbezlglich bat Finanzminister Maurer den Nationalrat um
Ablehnung, da der Bundesrat den «pragmatischen Weg» gehen und laufend aufgrund
von Lagebeurteilungen Uber das weitere Vorgehen entscheiden wolle. Mit 138 zu 53
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer dem Bundesrat.

Beinahe in Vergessenheit geriet ob der ganzen Corona-Antrége der eigentliche
Nachtrag | zum Voranschlag 2020; und dies, obwohl es einmal mehr einen Kredit fir die
Hochseeschifffahrt zu sprechen galt. Eine Minderheit Schwander beantragte, den
Kredit Gber CHF 28.3 Mio. nicht zu genehmigen, bis der Bundesrat eine Gesamtschau
der noch ausstehenden Blrgschaftskredite fur die Hochseeschiffe durchgeflhrt habe.
Damit solle die Salamitaktik beendet und stattdessen ein vollstandiger Rahmenkredit
Uber den noch ausstehenden Betrag geschaffen werden. Ein solcher Rahmenkredit sei
nicht moglich, erklarte Heinz Siegenthaler (bdp, BE), da Blrgschaften geméss
Finanzhaushaltsgesetz dann bezahlt werden mussten, wenn sie anfielen. Bundesrat
Maurer verwies zudem darauf, dass man bemuht sei, so wenig Burgschaften wie moglich
tatsachlich leisten zu missen. Wenn man nun aber durch eine Gesamtschau andeuten
wirde, dass man die Schiffe verkaufen wolle, hatten diese keinen Wert mehr.
Entsprechend lehnte der Nationalrat den Minderheitsantrag Schwander ab.

Insgesamt genehmigte der Nationalrat somit den Nachtrag | zum Voranschlag 2020 tber
CHF 50 Mio. sowie die Nachmeldungen tber CHF 16 Mrd. Dabei bestéatigte er auch alle
von der FinDel bereits genehmigten Kredite. Zudem entschied der Rat mit 149 zu 31
Stimmen (bei 14 Enthaltungen), die Nachmeldungen als ausserordentlichen
Zahlungsbedarf zu verbuchen und so von der Schuldenbremse auszunehmen. Das dazu
notige qualifizierte Mehr wurde erreicht. Die Gegenstimmen sowie die meisten
Enthaltungen stammten von der SVP-Fraktion. Uberdies |6ste die grosse Kammer mit
186 zu 8 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) flr verschiedene Ausgaben die
Ausgabenbremse. ?'

Wie so vieles im Jahr 2020 stand auch der in der Wintersession 2020 zusammen mit
der Staatsrechnung 2019 und dem ordentlichen zweiten Nachtrag zum Voranschlag
2020 behandelte Voranschlag 2021 mit integriertem Aufgaben- und Finanzplan 2022-
2024 im Zeichen der Corona-Pandemie. Zum ersten Mal hatten sich National- und
Standerat vorgéangig auf ein Notbudget geeinigt fur den Fall, dass die Session Corona-
bedingt abgebrochen werden musste und der Voranschlag deshalb nicht zu Ende
beraten werden kénnte. Zudem hatte das Parlament neben unzéhligen traditionellen
erneut auch Uber zahlreiche im ursprunglichen Voranschlag oder in einer der drei vom
Bundesrat eingereichten Nachmeldungen aufgefuhrten Corona-bedingten
Budgetposten zu beraten, wobei es gleichzeitig entscheiden musste, welche davon als
ausserordentliche Ausgaben verbucht und damit von der Schuldenbremse
ausgenommen werden sollen. Die Kommissionssprecher Nicolet (svp, VD) und Fischer
(glp, LU) erlduterten, dass das urspriingliche Budget des Bundesrates ein Defizit von
CHF 1.1 Mrd. aufgewiesen habe, dass dieses durch die Nachmeldungen aber auf Uber
CHF 2 Mrd. CHF angestiegen sei; auf Uber CHF 4 Mrd. gar, wenn man die
ausserordentlichen Ausgaben miteinbeziehe. Keine unwesentliche Rolle spielten dabei
die Corona-bedingten Mehrausgaben, welche sich auf CHF 5.4 Mrd. beliefen (CHF 2.5
Mrd. davon sollten als ordentlicher, CHF 2.9 Mrd. als ausserordentlicher Zahlungsbedarf
verbucht werden).

In der Folge beriet die grosse Kammer zwar einmal mehr zahlreiche Minderheitsantrage,
nahm jedoch nur 7 Minderheits- oder Einzelantrage an und énderte die bundesréatliche
Version nur in 14 Bereichen ab. Dadurch erhdhte der Nationalrat die Ausgaben
gegenuber dem bundesréatlichen Entwurf um CHF 726 Mio. und gegenuber der FK-NR
um CHF 15 Mio. und nahm den Entwurf zum Schluss mit 190 zu 2 Stimmen deutlich an.

Vor der Detailberatung betonten die Kommissionssprecher, dass die FK-NR dem
Bundesrat weitgehend gefolgt sei, gerade bei den Covid-19-Massnahmen und bei den
Direktzahlungen in der Landwirtschaft aber einige Anderungen angebracht habe.
Insgesamt schopfe die Kommission den Schuldenbremse-bedingten Spielraum mit
einem Defizit von CHF 2 Mrd. nicht vollstandig aus - moéglich ware ein Defizit von CHF
3.2 Mrd. Der dadurch verbleibende strukturelle Uberschuss von CHF 1.2 Mrd. sollte, wie
vom Bundesrat vorgeschlagen, dem Amortisationskonto der Schuldenbremse
gutgeschrieben und entsprechend fir den Abbau der als ausserordentliche Ausgaben
verbuchten Corona-Defizite verwendet werden, wie es der Bundesrat auch fir den
budgetierten Uberschuss in der Staatsrechnung 2019 beantragt hatte.
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Erganzend wies Finanzminister Maurer darauf hin, dass das Budget mit sehr vielen
Unsicherheiten belastet sei. Je nach Dauer und Anzahl der Corona-Wellen und der
Erholungszeit gewisser Bereiche kénne sich der Voranschlag durch kommende
Nachtrage durchaus noch verschlechtern. Man habe hier aber ein Budget ohne
Sparmassnahmen erstellt, um der Wirtschaft zu helfen, wieder auf die Beine zu
kommen, betonte er.

Der Nationalrat behandelte die einzelnen Budgetposten in sieben Blécken, beginnend
mit den Covid-19-Unterstiitzungshilfen. Stillschweigend folgte er dem Bundesrat dabei
bei den meisten seiner Nachmeldungen, zum Beispiel bezlglich der Leistungen des
Erwerbsersatzes, welche der Bundesrat von anfanglich CHF 490 Mio. auf CHF 2.2. Mrd.
aufgestockt hatte, nachdem das Parlament im Rahmen des Covid-19-Gesetzes auch
indirekt betroffenen Selbstandigen Zugang zur EO gewahrt hatte; bezlglich der
Unterstltzung flr den Kulturbereich, wie sie in der Herbstsession 2020 in der
Kulturbotschaft beschlossen worden war; bezlglich der Arzneimittelbeschaffung; der
Lagerhaltung von Ethanol; der Hartefallentschéddigung fur Vermietende; des
offentlichen Verkehrs oder der Stabilisierung von Skyguide. Minderheitsantrage lagen
unter anderem bezuglich der kantonalen Hartefallmassnahmen fir Unternehmen vor.
Hier hatte der Bundesrat den anfanglichen Verpflichtungskredit von CHF 200 Mio. auf
CHF 680 Mio. aufgestockt, eine Minderheit Widmer (sp, ZH) verlangte hingegen eine
weitere Erhdhung auf CHF 1 Mrd. Bundesrat Maurer bat den Rat jedoch darum, bei den
mit den Kantonen ausgehandelten CHF 680 Mio. zu bleiben, da eine Erhéhung gegen
Treu und Glauben verstossen wilrde - die Kantone mussten entsprechend ebenfalls
héhere Betrage sprechen. Zudem wollte dieselbe Minderheit Widmer den
Verpflichtungskredit durch einen Zahlungskredit ersetzen, so dass diese Mittel den
Kantonen rasch zur Verfligung stehen kénnten; die Kommission schlug stattdessen eine
Erganzung des Verpflichtungskredits durch einen entsprechenden Zahlungskredit vor.
Finanzminister Maurer kritisierte die Umwandlung, da sie dem Finanzhaushaltsgesetz
widerspreche und sich der Bund ja erst beteiligen musse, wenn die Kantone durch ihre
Darlehen Verluste erlitten. Entsprechend mussten die nicht ausgeschopften Kredite
jeweils Ubertragen werden. Mit 110 zu 78 Stimmen sprach sich der Nationalrat gegen die
Minderheit Widmer aus, die immerhin bei den geschlossen stimmenden SP-, Grinen-
und GLP-Fraktionen Anklang fand, nahm jedoch den neuen Zahlungskredit
stillschweigend an.

Im zweiten Block - Beziehungen zum Ausland und Migration - lagen zwei Gruppen von
Minderheitsantréagen vor. So beantragten auf der einen Seite Minderheiten aus der SVP-
Fraktion (Grin  (svp, VD) und Keller (svp, NW)), Betrdge bei der
Entwicklungszusammenarbeit, bei multilateralen Organisationen oder bei den Darlehen
und Beteiligungen in Entwicklungslandern zu senken und sie damit auf dem Stand des
Vorjahres zu belassen. Nicht nur in den Entwicklungslandern, auch in der Schweiz
musse man der schwierigen Rechnungssituation 2021 Rechnung tragen, argumentierte
etwa Grin. Auf der anderen Seite versuchten Minderheiten aus der SP- und der Griinen-
Fraktion (Friedl (sp, SG) und Wettstein (gp, SO)), unter anderem die Kredite der
Entwicklungszusammenarbeit, flir humanitare Aktionen, zur zivilen Konfliktbearbeitung
sowie fur Integrationsmassnahmen flr Auslanderinnen und Auslander zu erhéhen, um
sicherzustellen, dass die APD-Quote, welche auf 0.5 Prozent des BNE festgelegt worden
war, auch wirklich erreicht werde. Roland Fischer (glp, LU) verwies fiir die Kommission
darauf, dass die Kredite im Budget den Parlamentsbeschlissen zu den Zahlungsrahmen
fir internationale Zusammenarbeit entsprechen und die Kommission entsprechend
Erhdhungen oder Kirzungen ablehne. Folglich sprach sich der Nationalrat gegen
samtliche Minderheitsantrage aus, diese fanden denn auch kaum Uber die jeweiligen
Fraktionen hinaus Unterstitzung.

Dasselbe Bild zeigt sich im dritten Block, in dem es um die soziale Wohlfahrt ging.
Minderheiten Guggisberg (svp, BE) und Nicolet (svp, VD) beantragten tiefere Kredite
respektive den Verzicht auf eine Aufstockung der Kredite fir Massnahmen zur
Gleichstellung von Frauen und Ménnern, flr familienerganzende Kinderbetreuung sowie
fur den Kinderschutz und die Kinderrechte. Die entsprechenden Aufgaben lagen vor
allem in der Kompetenz der Gemeinden und Kantone, weshalb auf eine Aufstockung
beim Bund verzichtet werden solle. Eine Minderheit Dandres (sp, GE) wollte das Budget
des Eidgendssischen Buros fur die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen
aufstocken, weil gerade Menschen mit Behinderungen von der Corona-Pandemie
besonders stark getroffen worden seien. Zudem sollte auch der Betrag des
Bundesamtes fur Verkehr zur Behindertengleichstellung flr Investitionen in die
Barrierefreiheit aufgestockt werden. Letzterer Betrag sei jedoch nicht gekurzt worden,
wie einige Sprechende vermuteten, sondern werde neu Uber den
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Bahninfrastrukturfonds finanziert, erklarte Finanzminister Maurer. Auch in diesem
Block wurden sdmtliche Minderheitsantrage deutlich abgelehnt.

Im vierten Block, in dem es um Kultur, Bildung, Forschung und Sport ging, waren die
Bildungsantrage wie in friheren Jahren vergleichsweise erfolgreich. Der Nationalrat
stimmte Einzelantrédgen von Christian Wasserfallen (fdp, BE) sowie Matthias Aebischer
(sp, BE) und einem Minderheitsantrag Schneider Schittel (sp, FR) zu. Wasserfallen und
Aebischer wollten verschiedene Kredite des SBFI und des ETH-Bereichs aufstocken
(unter anderem den Finanzierungsbeitrag an den ETH-Bereich und an die
Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung) und damit die Entscheidungen des
Nationalrats aus der BFI-Botschaft, die sich gerade im Differenzbereinigungsverfahren
befand, aufnehmen. Alle vier Einzelantrage fanden im Rat eine Mehrheit, obwohl sie von
der SVP- sowie von mehr oder weniger grossen Teilen der FDP.Liberalen- und der
Mitte-Fraktion abgelehnt wurden. Die Minderheit Schneider Schittel wollte den Betrag
bei der internationalen Bildungs-Mobilitdt verdoppeln und auch in den
Finanzplanjahren sehr stark aufstocken, um so ab 2021 die Schweizer Vollassoziierung
an Erasmus plus zu finanzieren. Kommissionssprecher Fischer (glp, LU) wies jedoch
darauf hin, dass die Bedingungen fur die Teilnahme von Drittstaaten noch nicht bekannt
seien und man das Geld entsprechend erst dann beantragen wolle, wenn man die
genauen Kosten kenne. Der Nationalrat folgte der Kommission diesbezlglich zwar im
Voranschlagsjahr, nahm aber die Erhéhungen fir die Finanzplanjahre mit 93 zu 86
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. Erfolglos blieben in diesem Block Klirzungsantrége bei
Pro Helvetia, bei verschiedenen Kultureinrichtungen (Minderheiten Guggisberg), deren
Kredit die FK-NR aufgrund der Kulturbotschaft aufgestockt hatte, sowie beim
Schiesswesen (Minderheit Wettstein).

Landwirtschaft und Tourismus standen im flinften Block im Zentrum und einmal mehr
wurde die 2017 angenommene Motion Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) zum Streitpunkt. Der
Bundesrat hatte die Direktzahlungen gegenlber dem Jahr 2020 aufgrund der negativen
Teuerung reduziert - gemass der Motion Dittli soll jeweils die tatséachlich
stattgefundene Teuerung verrechnet werden. Die Kommission schlug nun aber vor, zum
friheren Betrag zurlckzukehren. Der Finanzminister zeigte sich genervt Uber diesen
Entscheid: Die Parlamentarierinnen und Parlamentarier mussten sich Uberlegen, «ob
Sie uns Uberhaupt solche Auftrége erteilen wollen, wenn Sie sich letztlich nicht daran
halten. Das auszurechnen, gibt namlich einiges zu tun». Mit dieser Darstellung zeigten
sich aber verschiedene Sprechende nicht einverstanden. So argumentierten Heinz
Siegenthaler (bdp, BE) und Markus Ritter (cvp, SG), dass der Bundesrat in der Botschaft
zur Agrarpolitik 2018-2021 die Teuerung nicht ausgleichen wollte und zusétzlich eine
nominelle Kirzung vorgenommen habe. Das Parlament habe in der Folge auf die
Teuerung verzichtet, aber die Kirzung rickgangig gemacht. Nun dirfe aber keine
Teuerung korrigiert werden, die man gar nie gewahrt habe. Auch eine linke Minderheit
Schneider Schuttel (sp, FR) zeigte sich bereit, die Direktzahlungen zu erhéhen, solange
dies zielgerichtet erfolge, und schlug vor, als Reaktion auf das abgelehnte Jagdgesetz
eine  Krediterhéhung um CHF 1.6 Mio. in den Planungsgréssen den
Sémmerungsbeitragen an die nachhaltige Schafalpung zuzuweisen. Eine zweite
Minderheit Schneider Schittel beantragte, bezlglich der Direktzahlungen dem
Bundesrat zu folgen. Der Rat entschied sich in der Folge sowohl flr eine Erhéhung um
CHF 1.8 Mio. fur die Sommerungsbeitrage als auch fur die von der
Kommissionsmehrheit vorgeschlagene Erhéhung um fast CHF 17 Mio. und lehnte
entsprechend den Antrag der Minderheit Il ab. Weitere Minderheitsantrage zur
Pflanzen- und Tierzucht und zur Férderung von Innovationen und Zusammenarbeit im
Tourismus (Minderheiten Wettstein) fanden keine Mehrheit, jedoch folgte der
Nationalrat stillschweigend dem Antrag seiner Kommission, das Globalbudget von
Agroscope fur deren Restrukturierung um CHF 4.1 Mio. aufzustocken.

Im sechsten Block behandelte der Rat die Themen Verkehr und Umwelt und &nderte
hier stillschweigend die Sollwerte fur die Auslastung des 6ffentlichen Verkehrs und des
Schienenguterverkehrs. Diese sollen tUberdies auch in den Finanzplanjahren um jahrlich
0.1 Prozent steigen. Erfolgreich war auch eine Minderheit Gschwind (cvp, JU), die
beantragte, den Kredit fir Schaden durch Wildtiere, Jagd und Fischerei nicht zu
erhdhen, da hier bereits genlgend Mittel vorhanden seien (106 zu 86 Stimmen).
Erfolglos blieben Minderheitsantrage auf hohere Kredite fur den Technologietransfer
und den Langsamverkehr (Minderheit Brélaz: gp, VD) und auf einen tieferen Kredit fur
Natur und Landschaft (Minderheit Nicolet). Bei der Férderung von Umwelttechnologien
wollte die Kommissionsmehrheit den vom Bundesrat vorgeschlagenen Betrag um CHF 3
Mio. erhéhen und den Anfangsbetrag damit fast verdoppeln, was eine Minderheit Gmar
bekampfte. Die Forderung kénne auch durch die Privatwirtschaft geschehen, nicht
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immer durch den Staat - sofern die Projekte gut seien. Die grosse Kammer folgte
jedoch ihrer Kommissionsmehrheit.

Im siebten und letzten Block standen Eigenaufwand und Verwaltungsprozesse im
Zentrum, wobei der Rat Uberall seiner Kommission folgte. Er lehnte samtliche Antrage
auf Kirzung, zum Beispiel bei den Parlamentsdiensten, bei denen eine Minderheit
Strupler (svp, TG) auf zusatzliches bewaffnetes Sicherheitspersonal im
Parlamentsgebaude verzichten wollte, oder bei der Aufstockung des Globalbudgets des
BAFU (Minderheit Dandres), ab. Umstrittener war die Frage, ob das Globalbudget des
NDB erhéht und stattdessen der Kredit fur Rustungsaufwand und -investitionen des
VBS reduziert werden soll. Eine Minderheit Widmer (sp, ZH) lehnte diesen Austausch ab,
der Rat stimmte dem Kommissionsantrag jedoch deutlich zu. Abgelehnt wurde
schliesslich auch der Antrag einer Minderheit Schwander (svp, SZ), wonach die
gesamten Personalausgaben in den Finanzplanjahren sukzessive auf CHF 6 Mrd.
reduziert und dort plafoniert werden sollten. Schliesslich schlug die Kommission vor,
fur die Zentrale Ausgleichsstelle (ZAS), die fur die Durchfihrung der
Sozialversicherungen der 1. Saule zustandig ist, vier neue Planungsgrossen bezlglich
einer effizienten Bearbeitung der Versichertendossiers einzufliihren, um so deren
Effizienz zu steigern. Obwohl Finanzminister Maurer um die Annahme der Minderheiten
Fischer und Gysi (sp, SG) flr einen Verzicht auf die neuen Sollwerte bat, weil die ZAS
inmitten eines Umbaus ihrer Informatik sei, wodurch die Effizienz der Institution ab
2024 gesteigert werden kénne, sprach sich der Nationalrat fiir die Anderung aus.

Insgesamt erhdhte der Nationalrat damit die Ausgaben gegenliber dem bundesréatlichen
Entwurf um CHF 726 Mio. und gegenuber der FK-NR um CHF 15 Mio. Offen war
schliesslich noch die Frage, welche Kredite als ausserordentliche Ausgaben verbucht
werden sollen. Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, die Covid-Kosten fur die
Erwerbsausfallentschadigungen fur Selbstdndigerwerbende (CHF 2.2 Mrd.) und CHF 680
Mio. fUr die Hartefallhilfe der Kantone als ausserordentlichen Kredite zu behandeln,
wahrend die tbrigen Corona-bedingten Ausgaben tber CHF 2.5 Mrd. dem ordentlichen
Zahlungsbedarf zugerechnet werden sollten. Die Kommission beantragte dem
Bundesrat zu folgen, wéhrend eine Minderheit Fischer (glp, LU) die gesamten Corona-
bedingten Mehrkosten von CHF 5.4 Mrd. als ausserordentliche Ausgaben dem
Amortisationskonto belasten wollte. Eine einheitliche Verbuchung wirde eine héhere
Transparenz ermoglichen, erklarte Fischer, zumal es keine objektiven und rechtlichen
Kriterien fur eine Einteilung in ordentliche und ausserordentliche Ausgaben gebe.
Zusatzlich wirde dadurch der Schuldenbremse-bedingte Spielraum vergrossert, indem
der strukturelle Uberschuss von CHF 1.2 Mrd. auf CHF 3.7 Mrd. erhéht wirde.
Unverandert bliebe dabei das Finanzierungsdefizit in der Hohe von CHF 4.917 Mrd. Auch
Finanzminister Maurer bestatigte, dass die Verbuchung keine exakte Wissenschaft sei
und entsprechend beide Ldsungen moglich waren. Der Bundesrat habe diejenigen
Ausgaben, die man «im Voraus» kenne, im ordentlichen Budget untergebracht und
einzig die bei der Budgetierung unbekannten Kredite fur die EO und die Hartefallhilfen
ausserordentlich verbucht. Die Transparenz werde zuklnftig durch einen noch zu
erstellenden Zusatzbericht hergestellt, welcher die gesamten aufgeschltsselten Kosten
der Covid-19-Krise fur den Bund aufzeigen werde. Mit 112 zu 73 Stimmen folgte der Rat
gegen den Willen der SP, der Grunen und der GLP der Kommissionsmehrheit. In der
darauffolgenden Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 190 zu 2 Stimmen
fur seinen Budgetentwurf aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von Erich Hess
(svp, BE) und Christian Imark (svp, SO). Auch die Bundesbeschlisse zu den
Planungsgréssen,  Finanzplanjahren, zum  Bahninfrastrukturfonds und dem
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds wurden jeweils sehr deutlich
angenommen. %
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BUNDESRATSGESCHAFT
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DAVID ZUMBACH

MOTION
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LAURENT BERNHARD

MOTION
DATUM: 29.09.2011
LAURENT BERNHARD

Finanzausgleich

Im Marz 2015 nahm sich der Stédnderat ein zweites Mal dem Thema des Finanzausgleichs
fiir die Beitragsperiode 2016-2019 an. Im Unterschied zum Lastenausgleich, bei dem
National- und Standerat dem bundesréatlichen Vorschlag, im Vergleich zur Vorperiode
weder an der Gesamtdotierung noch an der Verteilungslogik etwas zu andern, gefolgt
waren, bestand beim Ressourcenausgleich eine gewichtige Differenz. Wahrend die
grosse Kammer wie der Bundesrat in den kommenden vier Jahren CHF 330 Mio.
weniger umverteilen wollte, hatten sich in der ersten standeratlichen Lesung die
Nehmerkantone durchgesetzt. Daran dnderte sich auch in der zweiten Lesung nichts.
Eine Minderheit Bieri (cvp, ZG), die auf die Linie von National- und Bundesrat
umschwenken und CHF 330 Mio. weniger ausgeben wollte, unterlag dem
Mehrheitsvorschlag der Finanzkommission (FK-SR) bei 1 Enthaltung mit 16 zu 27
Stimmen. Zuvor hatte bereits eine Minderheit Theiler (fdp, LU), die im Sinne eines
Kompromissvorschlages Uber eine Erstreckung der Berechnungsfrist von vier auf acht
Jahre annahernd eine Halbierung der Beitragsanpassungen erreichen wollte, mit 15 zu
28 Stimmen den Kirzeren gegen den Mehrheitsantrag gezogen. Damit ging die Vorlage
zurlck in den Nationalrat, der sich in der Sommersession 2015 ein zweites Mal damit
beschéftigte. Die Finanzkommission des Nationalrats (FK-NR) sprach sich dabei erneut
fur den Vorschlag des Bundesrates aus und setzte sich damit mit 103 zu 87 Stimmen bei
1 Enthaltung gegen eine Minderheit Siegenthaler (bdp, BE) durch, die die Kirzungen der
Grundbeitréage von Bund und Geberkantonen - ohne eine Anpassung der
Berechnungsfrist - exakt halbieren wollte. Kurz vor der drohenden Einigungskonferenz
kam dann Bewegung in die Fronten. Die FK-SR schlug analog zum Antrag von Nationalrat
Siegenthaler eine Senkung der Gesamtdotierung um CHF 165 Mio. vor und setzte sich
damit gegen eine neuerliche Minderheit Bieri mit 30 zu 14 Stimmen durch. Mit
Ausnahme von Basel-Stadt und der Waadt stimmten nur Nehmerkantone dem
Kompromiss zu. Die FK-NR wollte indes nichts von einem Kompromiss wissen und
empfahl der grossen Kammer auch vor deren dritten Lesung, dem bundesréatlichen
Vorschlag zu folgen. Doch diesmal folgte eine Mehrheit der grossen Kammer der
Minderheit Siegenthaler: Mit 107 zu 87 Stimmen bei 3 Enthaltungen bereinigte der
Nationalrat damit die Differenz. Die Fronten verliefen wie bereits in den vorangegangen
Abstimmungen quer durch die Parteien. Durch den Kompromiss wird die
Gesamtdotierung des Ressourcenausgleichs um CHF 165 Mio. pro Jahr gesenkt. Die
Geberkantone werden dabei jahrlich um CHF 67 Mio., der Bund um CHF 98 Mio.
entlastet. %

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Alternativenergien

Sur préavis favorable du Conseil fédéral, les deux chambres du parlement se sont
prononcées majoritairement en faveur d’une motion Favre (plr, NE) sur le financement
de la recherche dans le domaine des technologies énergétiques renouvelables. A cette
fin, le texte préconise un prélevement de 5 a 10% des recettes annuelles de la
rétribution a prix coltant du courant injecté (RPC) tant que les montants du fonds ne
sont pas épuisés par la production électrique. De cette maniére, 17 a 35 millions de
francs pourront étre dégagés par an jusqu’en 2013. 2

Les deux chambres du parlement ont adopté une motion Favre (plr, NE) chargeant le
Conseil fédéral d’examiner les moyens de promouvoir la production privée
d’électricité ainsi que les possibilités d’aménager sa rétribution a prix coGtant (RPC)
dans le cadre de la Stratégie énergétique 2050 et de proposer des mesures
correspondantes. 2
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Umweltschutz
Klimapolitik

Markus Hutter (fdp, ZH) vertrat die Ansicht, dass das BFE den Automobilimporteuren
nicht ausreichende Informationen bereitstelle, um ihren aus dem CO2-Gesetz und der
entsprechenden Verordnung erwachsenden Verpflichtungen nachkommen zu kénnen.
Uberschreiten die Fahrzeugimporte den Zielwert von 130 g CO2 pro km, missen die
Autoimporteure mit Sanktionen rechnen. Damit diese die Daten des BFE zu den CO2-
Emissionen der Fahrzeuge mit den Angaben der Autohersteller angemessen vergleichen
kénnten, verlangte die - wegen Ricktritt Hutters durch Parteikollege Favre (fdp, NE)
lbernommene - Motion von BFE und Astra die kostenlose monatliche Datenlieferung
zur Kontrolle der CO2-Sanktionen an die Adresse der Autoimporteure. Trotz
ablehnendem Antrag des Bundesrates, der sich gegen den zuséatzlichen
Verwaltungsaufwand straubte und der Ansicht war, dass eine regelmassigere
Datenlieferung Sache des Branchenverbandes und nicht die Aufgabe der Administration
sei, da sie ja bereits eine transparente Jahresendabrechnung an die Importeure
adressiere, nahm der Nationalrat das Anliegen mit knappen 95 zu 89 Stimmen bei zwei
Enthaltungen an. Vergeblich dagegen stellten sich die geschlossenen Fraktionen der
GLP, GP und der SP, wobei sie durch eine starke Mehrheit der CVP/EVP-Fraktion
unterstitzt wurden. Der Standerat ausserte sich 2014 noch nicht zum Anliegen. ?¢

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Léhne

Lors de la session d'hiver, le Conseil national a en outre approuvé, par 161 voix contre
28, un postulat Favre(plr, NE) chargeant le Conseil fédéral d’examiner I’évolution du
marché du travail frontalier et ses conséquences sur le niveau des salaires. 7

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Ein vom Nationalrat angenommenes Postulat Amherd (cvp, VS) beauftragte den
Bundesrat, einen Bericht Uber die gesetzlichen Modelle zur Organspende in
verschiedenen europaischen Landern zu verfassen. Untersucht werden solle auch, wie
sich die Lage in der Schweiz in den letzten Jahren entwickelt hat und ob Anderungen
der gesetzlichen Regelung notwendig oder priufenswert sind. In eine ahnliche Richtung
zielte ein Postulat Favre (fdp, NE), welches zusatzlich im Bereich der Organspende eine
Evaluation Uber eine Revision des Transplantationsgesetzes vom aktuellen System hin zu
einer Widerspruchsregelung fordert. Diese Widerspruchsregelung wurde bereits in
Landern wie Norwegen, Osterreich, Italien und Finnland eingefiihrt und bedingt, dass
sich Personen, die keine Organe spenden wollen, in einem zentralen Register erfassen
lassen mussen. Der Nationalrat nahm auch dieses Postulat auf Empfehlung des
Bundesrates an. Diese Widerspruchsregelung wurde ebenfalls in einem Postulat
Gutzwiller (fdp, ZH) aufgenommen, welches neben dieser Massnahme weitere
Méglichkeiten zur Erhéhung von Organspendern prifen lassen wollte. Darunter fallt die
Kldrung des Organspenderstatus auf der Versichertenkarte, die Schaffung eines
nationalen Organspenderegisters und die Verbesserung und Finanzierung der
Information bzw. der Ausbildung des Medizinalpersonals. Der Bundesrat hatte das
Postulat zur Annahme empfohlen und der Standerat folgte dieser Empfehlung. 2

Die Frage, ob die Versichertenkarte gleichzeitig als Organspendenausweis verwendet
werden koénnte, war Inhalt eines Postulats Graber (cvp, LU), welches Ende Jahr im
Sténderat behandelt wurde. Der Bundesrat soll abkléren, ob dies aus rechtlicher,
technischer und finanzieller Hinsicht machbar sei. Dabei wurde die Hoffnung geaussert,
dass dadurch die Bereitschaft zur Organspende steigen kdnnte. Wenn ein Vermerk auf
der Versichertenkarte moéglich ware, kénnten die potentiellen Spender auf das Tragen
eines Spezialausweises verzichten. Der Bundesrat zeigte sich bereit, die gestellten
Fragen im Rahmen der Erfullung friiherer Postulate Gutzwiller (fdp, ZH), Amherd (cvp,
VS) und Laurent Favre (fdp, NE) abzuklaren und beantragte die Annahme des Geschéfts.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 28.11.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Dieser Einladung folgte die kleine Kammer. %

Im Méarz des Berichtsjahres publizierte der Bundesrat die Botschaft zur Anderung des
Transplantationsgesetzes. Mit der Gesetzesrevision wird eine Motion Maury-Pasquier
(sp, GE) (Mo. 08.3519) erfullt, welche 2008 eingereicht und in der Folge angenommen
worden war. Danach sollen Grenzgangerinnen und Grenzgénger bei der Zuteilung von
Organen den Personen mit Wohnsitz in der Schweiz gleichgestellt werden. Neben der
Aufnahme dieser Forderung in die Gesetzgebung beschloss der Bundesrat, noch
weitere Bestimmungen zu Uberarbeiten. Diese betreffen den Zeitpunkt der Anfrage an
die nachsten Angehorigen zur Organentnahme bei einem Patienten, regeln die
Zustimmung zu vorbereitenden medizinischen Massnahmen bei Urteilsunfahigkeit der
Spenderin oder des Spenders und sollen die finanzielle Absicherung bei
Lebendspenden verbessern. Die Anpassungen wurden als notig erachtet, weil sich in
der diesbezlglichen Anwendung bis anhin Probleme und Unsicherheiten ergeben
hatten. Zeitgleich publizierte der Bundesrat den Bericht «Prifung von Massnahmen zur
Erhdhung der Anzahl verfligbarer Organe zu Transplantationszwecken in der Schweiz».
Er kam damit den Auftrdgen aus den Postulaten Gutzwiller (fdp, ZH), Amherd (cvp, VS)
(Mo. 10.3701) und Favre (fdp, NE) (10.3711) nach. Der Bericht zeigt unter anderem, dass
die sogenannte Widerspruchsldsung keine Steigerung der Organspenderate garantiert.
Diese Thematik sorgte im Standerat aufgrund eines Minderheitsantrages wahrend der
Beratung der Anderung des Transplantationsgesetzes fiir Diskussionsstoff. Anlasslich
einer Organtransplantation kann zwischen zwei Modellen - der Widerspruchs- und der
Zustimmungslésung - unterschieden werden. Bei der Widerspruchslésung muss ein
Spender seinen Willen fur oder gegen eine Spende explizit dussern und dies
beispielsweise in einem Widerspruchsregister festhalten. Liegt keine solche
Willensausserung vor, geht man davon aus, dass ein potentieller Spender eine
Organspende nicht ablehnt. Seine Organe dirfen in diesem Fall fir eine Spende
entnommen werden. Die Zustimmungsldsung hingegen setzt die explizite Beflrwortung
einer Organspende voraus, etwa durch die Willensdusserung auf einem
Spenderausweis. Mit der letzten Revision des Transplantationsgesetzes und der damit
einhergehenden Harmonisierung war die Zustimmungslosung schweizweit eingefthrt
worden, wobei die bis zu diesem Zeitpunkt in 17 Kantonen geltende
Widerspruchsldsung aufgeldost wurde. Unter der Préamisse der Zustimmungslosung
kommt die Entscheidung bei verunfallten oder sterbenden Personen als potentielle
Organspender den ,nachsten Angehorigen® zu, was einige Politiker in den
entsprechenden Abschiedssituationen als nicht zumutbar erachteten. Eine Minderheit
Gutzwiller (fdp, ZH) regte denn auch an, dass man im Zuge der Gesetzesédnderung zur
Widerspruchslésung Ubergehen solle. Die Kommissionsmehrheit stellte sich jedoch
gegen diesen Antrag. Die Minderheit argumentierte, dass ein grundsatzlicher Wandel
herbeigefuhrt werden musse, und pladierte in diesem Sinne fur eine solidarische
Grundhaltung: Organspenden mdissten, genau wie der Empfang von Spenderorganen,
selbstverstandlich werden. Die jetzige Losung flhre dazu, dass die Schere zwischen
benotigten und gespendeten Organen zu gross sei. Um das Problem von zu wenig
verfugbaren Organen zu |6sen, kénne dies ein Zwischenschritt sein, so die Flrsprecher
des Vorstosses. Das Ratsplenum stimmte jedoch gegen den Minderheitsantrag und
sprach sich mit 24 zu 18 Stimmen fur den Status quo, sprich fur die Zustimmungsldsung
aus. Im Ubrigen folgte der Standerat der Regierungsvorlage und tberwies das Geschéft
einstimmig an den Nationalrat, der im Berichtsjahr nicht mehr dartber beriet. Die
kleine Kammer lehnte auch eine vom Nationalrat klar angenommene Motion Favre (fdp,
NE) (Mo. 12.3767) ab, welche die Einflihrung der Widerspruchsldsung verlangt hatte. Das
Thema durfte damit also noch nicht vom Tisch sein. Der Nationalrat wird das Thema in
seinen Beratungen zum Transplantationsgesetz wieder aufnehmen. Der Bundesrat
nahm - unabhangig vom Bericht - noch im selben Jahr einen Aktionsplan «Mehr Organe
fur Transplantationen» in Angriff. Zusammen mit den Kantonen und weiteren Akteuren
will er Schwerpunkte definieren, die es bis 2017 zu realisieren gilt. Ziel ist es, die Anzahl
der Organspenderinnen und -spender von gegenwartig rund 100 auf 160 pro Jahr zu
erhdhen. Eine erste Massnahme wurde im April mit der Lancierung einer
Informationskampagne zum Thema angestossen. *°
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MOTION
DATUM: 09.06.2011
SEBASTIEN SCHNYDER

ANDERES
DATUM: 28.11.2018
SOPHIE GUIGNARD

POSTULAT
DATUM: 19.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Suchtmittel

Le Conseil national a adopté par 112 voix contre 63 une motion Favre (plr, NE) chargeant
le Conseil fédéral d’exclure le secteur du tabac des négociations avec I’'UE visant un
accord sur la santé publique. Le motionnaire estime que la thématique n’a pas sa place
dans des négociations relatives a I'amélioration des standards de santé publique et que
les normes européennes de production de cigarettes mettent en danger I'industrie
helvétique dont 80% de la production destinés & I'exportation n’y sont pas conformes.
Il considére par ailleurs que la Suisse n"a pas a imposer des normes de consommation a
des Etats tiers et qu'une telle interdiction de la production entrainerait la
délocalisation de cette branche de l'industrie. La gauche et quelques membres du
groupe PDC se sont opposés a la motion sans succes. ™

Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

«L'égalité entre hommes et femmes est largement atteinte» selon le député UDC
Sebastian Frehner (svp, BS) qui, lors de la discussion du budget de la Confédération
2019 a suggéré la suppression du bureau de I'égalité hommes-femmes. Il observe que
beaucoup de femmes étudient, voire sont majoritaires dans certaines facultés, que le
partage des taches au sein de la famille s'est fortement modifié et que les femmes sont
dans certains cas favorisées sur le marché du travail. Le député ajoute a charge de
preuve qu'on lui a déja refusé plusieurs postes au bénéfice d'une femme. Sa
proposition et surtout son discours ont provoqué de véhémentes réactions chez ses
co-parlementaires. Les députées PS Barbara Gysi (sp, SG) et Mattea Meyer (sp, ZH) ont
suggéré que I'heure matinale ne favorisait pas la concentration et ne protégeait pas de
I'absurdité, leur camarade Samuel Bendahan (ps, VD) a condamné les propos de
I'agrarien, qu'il juge «extrémes» et «durs». Selon Daniel Brélaz (verts, VD) la proposition
Frehner est «excentrique» et pour Jean-Paul Gschwind (pdc, JU), «farfelue». Le
démocrate bourgeois Heinz Siegenthaler (bdp, BE) a méme proposé de sauvegarder le
bureau de I'égalité, ne serait-ce que pour défendre le député Frehner, puisqu'il se sent
opprimé en tant qu'homme. Le PLR et les Verts'libéraux n'ont pas commenté les
affirmations du député Frehner, mais se sont opposés a sa proposition.

Ueli Maurer, qui représentait dans ce débat la position du Conseil fédéral, a quelque
peu modéré la position de son collegue de parti. Certes, la condition des femmes s'est
ameéliorée, mais certaines inégalités demeurent. Au sujet des postes non obtenus par
Sebastien Frehner, le chef du département des finances ajoute méme que «les
hommes doivent s'améliorer, car les femmes les ont rattrapé».

Seul I'UDC a suivi la proposition Frehner, par 55 voix pour (10 femmes, 45 hommes), 3
voix contre (2 femmes, 1 homme) et 4 abstentions (1 femme, 3 hommes), les 6
conseillers et conseilleres restantes étaient soient absentes, soit excusées. Les deux
autres propositions de minorité, a savoir I'augmentation de budget de 200'000 francs
proposée par Samuel Bendahan (pour l'application de la nouvelle loi sur I'égalité) et de
600'000 francs par Mattea Meyer (pour I'encouragement du respect de la convention
d'Istanbul) ont été balayées par respectivement 130 et 129 voix contre 56. Les 56 voix
pour étaient celles du groupe PS, du groupe des Verts et de deux PDC. **

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

Bereits in der Frihjahrssession hatte der Stadnderat ein Postulat Favre (fdp, NE)
Uberwiesen, welches vom Bundesrat einen Bericht Uber sein Engagement zur
Forderung der dualen und der schulischen Berufsbildung verlangt. Die
Landesregierung soll dabei auch Massnahmen vorschlagen, mit denen die duale
Ausbildung in der Schweiz starker geférdert werden kann. #°
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POSTULAT
DATUM: 07.06.2011
SUZANNE SCHAR

ANDERES
DATUM: 04.01.2014
MARC BUHLMANN

Forschung

Eine Motion Favre (fdp, NE) und ein Postulat Chopard-Acklin (sp, AG) sprachen die
Forschungsférderung an. Beide Vorstosse, die 2010 aus SVP-Kreisen bekdmpft worden
waren, kamen im Berichtsjahr erneut in die Rate. Die Motion Favre verlangte die
Mitfinanzierung der Forschung im Bereich der erneuerbaren Energien Ulber
Entnahmen von funf bis zehn Prozent aus dem Fonds der kostendeckenden
Einspeiseverglitung (KEV). Der Bundesrat liess errechnen, dass der angewandten
Forschung dadurch jahrlich zwischen 17 und 35 Mio. CHF, ab 2013 (hdhere
Zuschlagslimite pro kW/h) der doppelte Betrag zur Verfligung stehen wirde. Mit dem
Hinweis, dass eine gangbare Losung die Zweckbindung der KEV berilcksichtigen musste,
beantragte er Annahme der Motion. Diskussionslos nahmen beide Rate diese gegen den
beinahe geschlossenen Widerstand der SVP an. Das Postulat Chopard-Acklin (sp, AG)
zielte auf eine verbesserte Abstimmung der allgemeinen Forschungsaktivitaten mit den
BedUrfnissen der Fotovoltaik-Industrie. Der Bundesrat versprach eine Erdrterung der
mit dem Postulat aufgeworfenen Fragen im Rahmen des Masterplans Cleantech.
Wahrend die SVP in der Beurteilung des Vorstosses gespalten war - knapp ein Drittel
stimmte daflir - unterstitzten ihn die restlichen Parteien praktisch geschlossen. **

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Konservative und Rechte Parteien

Der Ricktritt der langjahrigen BDP-National- und Kommunalpolitikerin Ursula Haller
(BE) druickte den Altersschnitt der BDP-Fraktion, die die mit durchschnittlich 55 Jahren
alteste Fraktion stellte, ein wenig nach unten. Sie wolle das Amt als Gemeinderéatin der
Stadt Thun und als Nationalratin, das sie seit 1999 fur die SVP und spéater fir die BDP
auslbte, gleichzeitig beenden, so die Berner Oberlanderin. Ihr Nachfolger - der 58-
jahrige Heinz Siegenthaler - war allerdings nur sieben Jahre junger. Parteiprasident
Martin Landolt zeigte sich flur die Zukunft optimistisch. In den Kantonen wirden viele
junge Leute flr die BDP kandidieren. %
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